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Michael Berlemann und Sören Enkelmann

Im Jahr 2012 stiegen die Verbraucherpreise in Deutschland um 2,1%. Insgesamt sind die Preise seit der
Wiedervereinigung im Durchschnitt um 2,0 % und seit der Euro-Einführung sogar nur um 1,6 % gestiegen.
Abgesehen von wenigen Ausnahmen können sich die Deutschen daher über mangelnde Preisstabilität
kaum beklagen. Die öffentliche Debatte über mögliche Inflationsgefahren, die vor dem Hintergrund der
euro päischen Schulden- und Finanzkrise entstanden ist, spiegelt jedoch das besondere Verhältnis der
Deutschen zur Inflation wider. Die Medien sprechen von der „German Angst“. Sowohl die Erfahrungen der
frühen 20er Jahre des letzten Jahrhunderts als auch die Währungsreformen nach dem Zweiten Weltkrieg
haben sich tief ins kollektive Gedächtnis der Bevölkerung eingebrannt. Es wird gezeigt, dass die Inflati-
onsaversion in Ostdeutschland sehr viel stärker ausgeprägt ist als in Westdeutschland.

Öffentliche Ausgaben der Länder für Bildung 10
Stefan Arent, Wolfgang Nagl und Joachim Ragnitz

Bildung ist eine der zentralen Aufgaben der Bundesländer. In dem vorliegenden Beitrag werden die
 Ausbildungskosten in den 16 Bundesländern verglichen. Dazu werden mit Hilfe von amtlichen Daten die
häufigsten Bildungskarrieren konstruiert. Ein Schwerpunkt der Untersuchung liegt dabei auf der ver-
gleichsweise teuren universitären Ausbildung. Im Vergleich zu den anderen Bundesländern zeigt sich,
dass die Bildungsausgaben in Sachsen relativ hoch sind. Bis zum Abitur investiert der Freistaat Sachen
über 100.000€ in die Ausbildung eines Jugendlichen. Für einen durchschnittlichen Universitätsabsolven-
ten werden über 155.000 € ausgegeben. 

Konvergenz neu beurteilt – Welche Auswirkungen hat die neue Wirtschaftszweig klassifikation
WZ 2008? 19
Michael Kloß und Robert Lehmann

Mitte Februar 2013 wurden erstmals für die einzelnen Bundesländer lange Reihen aus den Volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen nach der Wirtschaftszweigklassifikation (WZ) Ausgabe 2008 veröffent-
licht. Die Umstellung der Klassifikation hat zu erheblichen Revisionen geführt, sodass der Angleichungs-
prozess von Ost- zu Westdeutschland neu bewertet werden muss. Der Artikel gibt einen Überblick über
die wesentlichen Änderungen der WZ-Umstellung, über das Ausmaß der Revisionen und über ihre Aus-
wirkungen auf den Grad der Konvergenz. Es ist festzustellen, dass die Ergebnisse für die ostdeutschen
Flächenländer gegenüber dem westdeutschen Durchschnitt vergleichsweise stark nach unten revidiert
wurden. Dies impliziert, dass das Angleichungsniveau in der Vergangenheit deutlich überschätzt wurde.
Insbesondere scheint sich der Angleichungsprozess schon eher und noch stärker verlangsamt zu haben
als bislang angenommen.

Konvergieren die Einkommen zwischen Ost- und Westdeutschland? Das deutsch-deutsche 
Experiment aus wachstumsökonomischer Sicht 29
Volker Grossmann und Thomas Steger

Die bisherigen Daten scheinen auf eine lediglich begrenzte Einkommenskonvergenz zwischen Ost- und
Westdeutschland anstatt auf eine Angleichung in absehbarer Zeit hinzudeuten. In diesem Beitrag konzen-
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stärker um die Geldwertstabilität besorgt als jene, die
beispielsweise Steuern und Arbeitslosigkeit wählen.

Die meistgenannten Probleme der Deutschen sind
Arbeitslosigkeit und die allgemeine Wirtschaftslage. Zwi-
schen 2002 und 2009 haben mehr als 75 % aller Be -
fragten mindestens eine dieser Kategorien gewählt. 
An gesichts der schlechten Arbeitsmarktbedingungen
– die Arbeitslosenquote bewegte sich in dieser Periode
zwischenzeitlich im zweistelligen Bereich – ist dieses
 Ergebnis aber nachvollziehbar.

Erstaunlicher ist es, dass 20 % der Befragten, also
 jeder Fünfte, steigende Preise als eines der beiden wich-
tigsten Probleme in Deutschland nennt. Inflation ist damit
nach hoher Arbeitslosigkeit und der allgemeinen Wirt-
schaftslage das dritthäufigst genannte Problem. Die Sta-
bilität der Währung besorgt die Deutschen weitaus stärker
als beispielsweise die Themen Bildung (11%), Immigra -
tion (6 %) und Umwelt (3 %). Dies ist vor dem Hinter-
grund der über den Vergleichszeitraum geringen Infla -
tionsrate durchaus beachtlich.

Inflation wird jedoch nicht von allen Deutschen glei-
chermaßen als Problem wahrgenommen. Bei Betrach-
tung der Ergebnisse für einzelne Bundesländer fällt auf,
dass die Angst vor steigenden Preisen insbesondere in
Ostdeutschland weit verbreitet ist. Während in Bremen
oder Hessen nur jeder siebte Befragte Inflation als Pro-
blem nennt, sind es in Thüringen und Mecklenburg-
Vorpom mern über 25 %. Insgesamt werden Inflation und
steigende Preise in den neuen Bundesländern von 23 %
aller Befragten als wichtiges Problem eingestuft; in West-
deutschland sind es lediglich 18 % (vgl. Abb. 1).

Abbildung 1 stellt die Ergebnisse der Eurobarometer-
Umfrage zusammenfassend dar. Die Zahlenwerte zeigen
an, wie viel Prozent der Befragten in jeder Welle steigen-
de Preise als wichtiges Problem genannt haben. Die Dar-
stellung macht auch noch einmal die Tatsache deutlich,
dass die Befragten in den neuen Bundesländern ein
größeres Maß an Inflationsaversion aufweisen als die Be-
fragten in Westdeutschland. Die Differenz zwischen dem
Anteil in Ost- und Westdeutschland ist stets positiv und
beträgt bis zu 14 Prozentpunkte.
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Im Jahr 2012 stiegen die Verbraucherpreise in Deutsch-
land um 2,1 %. 2011 lag die Inflationsrate bei 2,3 % und
davor bei 1,2 %. Keine besonders erschreckenden Wer-
te. Insgesamt sind die Preise seit der Wiedervereinigung
im Durchschnitt um 2,0 % und seit der Euro-Einführung
sogar nur um 1,6 % gestiegen. Abgesehen von wenigen
Ausnahmen kann sich der Deutsche daher über man-
gelnde Preisstabilität kaum beklagen.

Die öffentliche Debatte über mögliche Inflations -
gefahren, die vor dem Hintergrund der europäischen
Schulden- und Finanzkrise entstanden ist, spiegelt je-
doch das besondere Verhältnis der Deutschen zur In -
flation wider. Die Medien sprechen von der „German
Angst“. Sowohl die Erfahrungen der frühen 20er Jahre
des letzten  Jahrhunderts als auch die Währungsrefor-
men nach dem Zweiten Weltkrieg haben sich tief ins
kollektive  Ge dächtnis der Bevölkerung eingebrannt. Es
ist daher auch nicht verwunderlich, dass der unbegrenz-
te Ankauf von Staatsanleihen durch die EUROPÄIScHE

ZEnTRALBAnK (EZB) Infla tionsängste schürt oder deutsche
Politiker das Ziel der Geldwertstabilität im Grundgesetz
verankern wollen.

Wie wichtig sind den Deutschen stabile Preise?

Im Rahmen der Eurobarometer-Befragung, einer Um -
frage im Auftrag der EUROPÄIScHEn KOMMISSIOn, werden
seit 1973 halbjährlich Informationen über die Meinungen
und politischen Einstellungen der EU-Bürger erhoben. In
Deutschland werden in jüngeren Umfragen in der Regel
zwischen 1.500 und 2.000 Personen pro Welle befragt,
sodass sich ein repräsentatives Meinungsbild ergibt.

Um die gesellschafts- und wirtschaftspolitischen Pri-
oritäten der Bürger abschätzen zu können, wird seit
2002 die folgende Frage gestellt: Was sind Ihrer Meinung
nach die beiden wichtigsten Probleme, denen Deutsch-
land derzeit gegenübersteht? Die Befragten können aus
einem festen Katalog auswählen, der unter anderem die
wirtschaftliche Lage, steigende Preise/Inflation, Steuern
und Arbeitslosigkeit als Antwortmöglichkeiten umfasst.1

Da lediglich zwei der möglichen Kategorien gewählt wer-
den können, lassen sich aus den Antworten Rückschlüsse
über die relative Wichtigkeit der Bereiche ziehen. Per -
sonen, die steigende Preise bzw. Inflation als eines der
beiden wichtigsten Probleme nennen, sind offensichtlich

Die „German Angst“ – Inflationsaversion in Ost-
und West deutschland
Michael Berlemann und Sören Enkelmann*
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Haben Ostdeutsche wirklich eine andere
 Einstellung zur Inflation?

Sowohl Abbildung 1 als auch die obige Diskussion um
die hohen Arbeitslosenquoten legen nahe, dass das
Antwortverhalten der Befragten stark von der jeweiligen
konjunkturellen Lage abhängig ist. Da sich die wirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen in Ost- und Westdeutsch-
land sehr unterschiedlich darstellen, stellt sich daher die
Frage, ob sich das Antwortverhalten von Ost- und West-
deutschen auch dann unterscheiden würde, wenn die
Befragten mit dem gleichen makroökonomischen Um-
feld konfrontiert wären. Wir wollen also klären, ob die
 Differenzen lediglich auf die unterschiedliche Wirtschafts-
lage zurückzuführen sind, oder ob Ostdeutsche tatsäch-
lich eine systematisch andere Einstellung zur Inflation ha-
ben als Westdeutsche.

Um diese Frage zu beantworten, verwenden wir das
logistische Regressionsverfahren.2 Mit Hilfe dieser Metho -
de können wir abschätzen, welchen Einfluss verschie -
dene Faktoren auf die Wahrscheinlichkeit haben, dass
Inflation von einem hypothetischen Befragten als wichti-
ges Problem genannt wird. Die Einflussfaktoren, die uns
in diesem ersten Schritt interessieren, sind die Herkunft
(Ost/West) sowie das makroökonomische Umfeld, das
wir durch die regionale Arbeitslosenquote und Inflations-
rate abbilden. Die Ergebnisse der logistischen Regres -
sion sind in Tabelle 1 dargestellt.

Obwohl die Koeffizienten eines logistischen Regres -
sionsmodells nicht einfach interpretierbar sind, können
wir dennoch Aussagen über die Richtung und statisti-
sche Signifikanz der einzelnen Variablen treffen. Die erste
Spalte (Modell 1) bestätigt, was wir in den deskriptiven
Daten bereits gefunden haben. Der positive Koeffizient
zeigt an, dass Befragte in Ostdeutschland eine höhere
Wahrscheinlichkeit haben, Inflation als wichtiges Pro-
blem zu nennen. Das Ergebnis ist statistisch hoch signifi-
kant, d. h. die Daten liefern belastbare Evidenz für einen
Unterschied im Antwortverhalten.

In der nächsten Spalte (Modell 2) wird nun das wirt-
schaftliche Umfeld in Ost- und Westdeutschland explizit
berücksichtigt. Es zeigt sich, dass die Wahrscheinlich-
keit, Inflation als wichtiges Problem zu nennen, positiv
von der tatsächlichen Inflationsrate und negativ von der
Arbeitslosenquote abhängen. Das Ergebnis ist hoch sig-
nifikant und die Vorzeichen entsprechen unseren Erwar-
tungen. Dennoch zeigt sich, dass Ostdeutsche eine sig-
nifikant höhere Wahrscheinlichkeit aufweisen, Inflation zu
nennen. Die Wirtschaftslage hat zwar einen Einfluss auf
das Antwortverhalten, kann aber nicht die unterschied -
lichen Inflationspräferenzen zwischen Ost- und West-
deutschen erklären.

In der letzten Spalte von Tabelle 1 gehen wir zusätzlich
der Frage nach, ob die aktuelle(n) Wirtschaftskrise(n) einen
Einfluss auf das Schätzergebnis haben (Modell 3). Wir
 ergänzen das bisherige Schätzmodell um eine Dummy-

Quellen: Eurobarometer, eigene Berechnungen und Darstellung.

Abbildung 1: Inflationsaversion in Ost- und Westdeutschland
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Variable, die für alle Befragungswellen, die ab 2008
durchgeführt wurden, einen Wert von eins annimmt.3 Die
Ergebnisse zeigen, dass die Wahrscheinlichkeit, Inflation
als Problem zu nennen, in den Krisenjahren signifikant
höher ist. Dies deckt sich mit den deskriptiven Daten aus
Tabelle 1 und kann mit der expansiven Geldpolitik der
großen Zentralbanken und den dadurch gestiegenen
 Inflationserwartungen erklärt werden. Die Ergebnisse für
die anderen Variablen bleiben davon jedoch unberührt.

Die Rolle von soziodemographischen Faktoren

Die bisherigen Ergebnisse deuten darauf hin, dass Infla -
tionsängste in Ostdeutschland tatsächlich stärker aus-
geprägt sind als in Westdeutschland, selbst wenn die
unterschiedliche Wirtschaftslage berücksichtigt wird. Es
ist jedoch denkbar, dass sich die beiden Bevölkerungs-
gruppen in anderen Aspekten unterscheiden, die das ab -
weichende Antwortverhalten unter Umständen erklären
können.

Die bisherige Literatur hat gezeigt, dass soziodemo-
graphische Faktoren, wie zum Beispiel das Alter, das
 Geschlecht, der Bildungsgrad, das Einkommen oder die
politische Gesinnung, einen Einfluss auf die Inflationsein-
stellungen der Befragten haben können [ScHEVE (2004),
JAyADEV (2006)]. Die bisherigen empirischen Ergebnisse
sind allerdings nicht eindeutig und variieren je nach unter-
suchtem Land oder Betrachtungszeitraum.

Um zu klären, inwieweit individuelle Eigenschaften der
Befragten das Antwortverhalten beeinflussen, erweitern
wir das bisherige Modell um einige potenzielle Einfluss -
faktoren. Im Rahmen der Eurobarometer-Umfragen wer-
den Informationen über Alter, Geschlecht, Familiensta-
tus, Berufstätigkeit, Bildung und politische Einstellung
gesammelt.4 Es ist auch bekannt, ob der Befragte in
 einer ländlichen Gegend oder einer Stadt lebt. Zudem

wissen wir, ob eine Person Arbeitslosigkeit als wichtiges
Problem genannt hat, was Rückschlüsse auf die makro -
ökonomischen Präferenzen zulässt. Informationen über
das Einkommen werden leider nicht erhoben. Die Ar-
beitsmarktliteratur zeigt jedoch, dass das Einkommen
sehr gut durch Informationen über Alter, Geschlecht, Bil-
dung und Berufsgruppe abgebildet werden kann, also
Variablen, die bereits in das zu schätzende Modell auf -
genommen werden.

Die Ergebnisse des vollständigen Modells sind in Ta-
belle 2 dargestellt (Modell 4). Hierin wird sichtbar, dass
einige der hinzugenommenen Variablen einen signifikanten
Einfluss auf die Inflationsaversion haben. So wird  Inflation
beispielsweise von Männern mit einer geringeren Wahr-
scheinlichkeit als ein wichtiges Problem eingeschätzt als
von Frauen. Auch Verheiratete und Großstädter haben im
Mittel eine geringere Wahrscheinlichkeit, steigende Preise
als Problem anzusehen. Obwohl die politische Orien -
tierung der Befragten keinen Einfluss zu haben scheint,
haben Personen, die bereits Arbeitslosigkeit als eines 
der wichtigen Probleme genannt haben, eine geringere
Wahrscheinlichkeit, Inflation zu wählen. Es muss jedoch
angemerkt werden, dass dieser Zusammenhang zum
Teil rein technischer natur ist, da schlichtweg eine der
beiden Antwortmöglichkeiten „belegt“ ist.5 Die Bildungs-
und Berufsvariablen deuten an, dass  Personen höherer
Einkommen (Manager, Personen mit  guter Schulbildung)
Inflation weniger fürchten als Personen, die in der Regel
weniger verdienen (z. B. Hausfrauen/-männer, Arbeitslose).
Die bisherigen Ergebnisse bezüglich der makroökono -
mischen Variablen haben sich durch die Aufnahme der
soziodemographischen Kontrollvariablen qualitativ nicht
ver ändert. Hohe Inflationsraten und niedrige Arbeits -
losenquoten erhöhen die Wahrscheinlichkeit, Inflation als
Problem wahrzunehmen. Während der Krisenjahre wer-
den Inflation und steigende Preise ebenfalls häufiger als
Problemfeld genannt.

Quelle: Eigene Berechnungen.

Tabelle 1: Einfluss der Wirtschaftslage auf das Antwortverhalten

Variable Modell 1 Modell 2 Modell 3

Ostdeutschland 0,315*** 2,521*** 1,823***

Arbeitslosenquote – –0,261*** –0,175***

Inflationsrate – 0,261*** 0,381***

Schuldenkrise – – 0,510***

Logistische Regression. Beobachtungen: 21.714. Konstante enthalten, aber nicht dargestellt. Erklärende Variable ist eine Dummy-Varia-
ble, die anzeigt, ob der Befragte Inflation als wichtiges Problem genannt hat (Dummy = 1) oder nicht (Dummy = 0). *** (**, *) zeigen statis -
tische Signifikanz auf dem 1% (5 %, 10 %) niveau an.
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Das Ergebnis, dass Ostdeutsche im Mittel größere Angst
vor steigenden Preisen haben, bleibt auch im umfangrei-
chen Modell 4 erhalten. Trotz der Gegensätze, die es mit
Blick auf die Wirtschaftslage und die soziodemographi-
schen charakteristika zwischen den beiden Regionen
gibt, scheint es einen robusten und statistisch signifi-
kanten Unterschied in den Inflationseinstellungen in Ost
und West zu geben.

Dabei ist der Unterschied in den Inflationspräferenzen
enorm. Die marginalen Effekte, die in der letzten Spalte
von Tabelle 2 ausgewiesen werden und eine Quantifizie-
rung der Effektgröße zulassen, zeigen, dass Ostdeutsche
unter sonst gleichen Bedingungen im Mittel eine ca. 
25 Prozentpunkte höhere Wahrscheinlichkeit haben, In-
flation als wichtiges Problem zu nennen. Ausgehend von
der Tatsache, dass Inflation im Durchschnitt mit 20-pro-

Tabelle 2: Einfluss von makro- und mikroökonomischen Größen

Variable Modell 4 Modell 4 (marginaler Effekt)

Ostdeutschland 1,652*** 0,256

Arbeitslosenquote –0,144*** –0,101

Inflationsrate 0,291*** 0,038

Schuldenkrise 0,399* 0,062

Alter (in Jahren) –0,001 –0,004

Männlich –0,201*** –0,031

Verheiratet –0,074* –0,011

Kleine/mittlere Stadt 0,036 0,006

Große Stadt –0,138*** –0,021

Politische Orientierung –0,012 –0,003

Problem: Arbeitslosigkeit –0,988*** –0,153

Gehobene Tätigkeit –0,368*** –0,057

Selbstständig –0,136 –0,021

Sonstige Büroangestellte –0,12 –0,019

Angestellte ohne Bürotätigkeit 0,043*** 0,007

Arbeitslos 0,073 0,011

Rentner –0,088 –0,014

Student –0,448*** –0,069

Höhere Bildung –0,542*** –0,084

Logistische Regression. Beobachtungen: 21.714. Konstante enthalten, aber nicht dargestellt. Erklärende Variable ist eine Dummy-
Variable, die anzeigt, ob der Befragte Inflation als wichtiges Problem genannt hat (Dummy = 1) oder nicht (Dummy = 0). Der Referenzwert
für die Berufsvariablen ist „Hausfrau/Hausmann“, für die Stadtvariablen „ländliche Gebiete“. *** (**, *) zeigen statistische Signifikanz auf
dem 1% (5 %, 10 %) niveau an.

Die marginalen Effekte einer Variablen beschreiben den Effekt einer Änderung dieser Variable um X, wobei alle anderen Variablen einen
Wert von y annehmen. Für Dummy-Variablen gilt X = 1 und y = 0, für alle anderen Variablen gilt X = Standardabweichung und y = Mittel-
wert. Die marginalen Effekte werden in Prozentpunkten (0,10 = 10 Prozentpunkte) angegeben.

Quelle: Eigene Berechnungen.
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zentiger Wahrscheinlichkeit als Antwort genannt wird,
schätzen Ostdeutsche steigende Preise somit mit mehr
als der doppelten Wahrscheinlichkeit als wichtiges natio-
nales Problem ein.

Inflationserfahrungen in Ost- und Westdeutschland

Warum ist die Angst vor Inflation in Ostdeutschland so
viel stärker ausgeprägt als in Westdeutschland? Ein mög -
licher Erklärungsansatz liegt in der Rolle persönlicher Er-
fahrungen und Erlebnisse. neuere Forschungsarbeiten
zeigen, dass Präferenzen und Einstellungen maßgeblich
von den wirtschaftlichen, politischen und institutionellen
Rahmenbedingungen abhängen, innerhalb welcher die-
se geformt werden [VOORS et al. (2012), MALMEnDIER und
nAGEL (2011)]. Über politische Prozesse (z. B. Wahlen)
übersetzen sich die Einstellungen der Bürger und Wähler
wiederum in konkrete politische Entscheidungen und be-
einflussen das institutionelle Umfeld. Wie in Abbildung 2
dargestellt, sind die Inflationspräferenzen also nicht fix,
sondern ergeben sich in einem Wechselspiel aus erlebter
Inflation (Erfahrungen), dem institutionellen Umfeld und
politischen Entscheidungen [vgl. HAyO (1998)].

In diesem Sinne werden die Hyperinflation zu Zeiten der
Weimarer Republik sowie die weitgehende Enteignung
durch die Währungsreformen von 1948 häufig als Ur -
sachen für die Inflationsängste der Deutschen genannt
[EHR MAnn und TZAMOURAnI (2012)]. Diese Erfahrungen wur -
den aber in allen Teilen Deutschlands gemacht und können
daher nicht der Grund für die dargestellten Ost-West-

Unterschiede sein. Die Erklärung muss in der Zeit zwischen
1948/49 und der Wiedervereinigung gesucht werden.

Die politischen und wirtschaftlichen Rahmenbedingun -
gen, die durch die Teilung Deutschlands entstanden sind,
konnten unterschiedlicher kaum sein. Während sich in
Westdeutschland eine soziale Marktwirtschaft entwickel-
te, wurde in der DDR eine sozialistische Planwirtschaft
nach sowjetischem Vorbild installiert. Und während die
Preise im Westen mehr und mehr den Kräften von Ange-
bot und nachfrage überlassen wurden, setzte die ost-
deutsche Regierung eine rigide, staatliche Preispolitik
durch, wie es sie im Grunde bereits seit dem 1936 einge-
führten Lohn- und Preisstopp gab.

Gleichzeitig wurde in Westdeutschland mit der BAnK

DEUTScHER LÄnDER, der Vorgängerin der BUnDESBAnK,
eine der unabhängigsten Zentralbanken der Welt ge-
gründet; eine deutliche Reaktion auf die vorangegange-
nen Erfahrungen. Die BUnDESBAnK war überaus erfolg-
reich und lieferte später die Blaupause für die Geldpolitik
der EURO PÄIScHEn ZEnTRALBAnK. Im Gegensatz dazu
wurde die DEUTScHE nOTEnBAnK DER DDR mehr oder we-
niger durch die Regierung kontrolliert, sodass von einer
unabhängigen Zentralbank keine Rede sein konnte.

Insbesondere entstanden im getrennten Deutschland
sehr unterschiedliche Inflationshistorien. In Westdeutsch -
 land sind die Preise infolge der Währungsreform im ers -
ten halben Jahr um 14 % gestiegen; eine Folge der bis
dahin aufgestauten Inflation. nach einem anschließen-
den Rückgang der Verbraucherpreise gab es 1951 er-
neut eine Inflation von 10 %. Erst mit dem Wirtschafts-
wunder der 1950er Jahre stabilisierte sich die Währung,

Quelle: Eigene Darstellung.

Abbildung 2: Der Einfluss von Erfahrungen und Institutionen auf die Entwicklung von 
Inflationspräferenzen

Inflationspräferenzen

Inflation
Institutionen

politische Entscheidungen
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die Rufe nach Preiskontrollen wurden leiser und die  Ak -
zeptanz der Marktwirtschaft stieg. nach dieser Über-
gangsphase blieb die Inflationsrate weitestgehend niedrig.
Zwischen 1956 und 1990 stiegen die Preise um durch-
schnittlich 3,2 % – eine im Vergleich zu anderen Ländern
hervorragende Bilanz (vgl. Abb. 3).

Die höchsten jährlichen Inflationsraten von bis zu 7 %
verzeichnete die Bundesrepublik im Rahmen der beiden
Ölkrisen, während derer das Preisniveau in anderen In-
dustrieländern zum Teil zweistellig wuchs.

Im Gegensatz dazu lag die Inflationsrate in der DDR
ungefähr bei null Prozent.6 Wie in vielen sozialistisch ge-
prägten Ländern, stellten stabile und niedrige Preise ein
zentrales politisches Ziel dar und wurden auch als sol-
ches propagiert. Gleichzeitig entsprachen stabile Ver-
braucherpreise auch den Erwartungen der Bürger. Laut
ScHEVARDO (2006, S. 238) schien der Bevölkerung „[d]er
Schutz vor höheren Preisen … teilweise wichtiger … als
die ‚Freiheit‘ des Konsums“.

Die Preise in der DDR wurden anfangs durch ver-
schiedene Behörden und seit 1965 durch das AMT FÜR

PREISE festgesetzt, welches dem Ministerrat direkt unter-
geordnet war. nachdem die Verbraucherpreise in den
zehn Jahren nach 1950 um ungefähr die Hälfte zurück-
gingen, blieben sie in der Folgezeit nahezu konstant.
Zwischen 1960 und 1968 stiegen die Preise pro Jahr um
durchschnittlich 0,3 %. In den folgenden 20 Jahren fiel

der Index der Einzelhandelsverkaufspreise wieder von
100 (1970) auf 99,4 (1988).7

Die Preise vieler Waren blieben im Osten über viele Jah -
re unverändert – fünf Kilogramm Kartoffeln kosteten von
1965 bis 1988 konstante 0,65 Mark – und es ist  daher
auch nicht besonders überraschend, dass sich viele Be-
wohner der ehemaligen DDR bis heute an die Preise ver-
schiedener Güter erinnern. Hinzu kam, dass die Ausgaben
für Grundbedürfnisse, z. B. für nahrungsmittel und Mie-
ten, lediglich einen sehr geringen Anteil an den gesamten
Haushaltsausgaben ausmachten. Insgesamt zeich  neten
sich die Inflationserfahrungen in Ostdeutschland vor allem
durch stabile und niedrige Konsumentenpreise aus.

Mit dem Mauerfall endete das planwirtschaftliche
 Experiment. Mit Blick auf die Inflationserfahrungen war
der Zusammenbruch der DDR für die Ostdeutschen 
– nach 1923 und 1948 – mit einer weiteren Währungs -
reform verbunden. Durch die Währungs-, Wirtschafts-
und Sozialunion wurden im Juli 1990 sämtliche Löhne,
Ge hälter, Renten und Mieten im Verhältnis 1: 1 umge-
stellt. Für Bargeld und Sparguthaben galt dieser Um-
tauschkurs jedoch nur begrenzt. Oberhalb bestimmter,
altersabhängiger Grenzen wurde die Ost-Mark nur im
Verhältnis 2 : 1 gegen die D-Mark getauscht. Das Geld-
vermögen eines 30-Jährigen mit einem Bargeldbestand
von 10.000 Mark, beispielsweise, verlor auf diese Weise
auf einen Schlag 30 % seines Wertes.8

Quellen: OECD, Statistisches Jahrbuch der DDR, eigene Darstellung.

Abbildung 3: Inflation in Ost- und Westdeutschland, 1961–1988 
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Hinzu kam, dass die Ostdeutschen nach dem Übergang
zur Marktwirtschaft mit einem Inflationsschock kon  fron -
tiert wurden. Die Verbraucherpreise stiegen in den Jah -
ren nach der Wiedervereinigung zunächst über durch -
 schnitt lich stark. Zwischen Januar 1991 und Januar 1992
erhöhte sich das gesamtdeutsche Preisniveau um 5,7 %.
1992 lag die Inflationsrate bei 5,1 % und im Jahr darauf
bei 4,5%. Mieten und die Preise für Wasser und Strom,
die in der DDR sehr stark subventioniert wurden, stiegen
1991 sogar um fast 8,9 %. Diese Preisanstiege standen
im krassen Gegensatz zu den bisherigen Erfahrungen in
Ostdeutschland.

Inflationsangst in Ostdeutschland – ein Erbe der DDR

Vor dem Hintergrund dieser Vergangenheit sind die vor-
gestellten Ergebnisse überaus plausibel. Während West-
deutsche über 50 Jahre lang gelernt und akzeptiert haben,
mit dem überschaubaren Übel einer niedrigen Inflation 
zu leben, wurde in der ehemaligen DDR das Man tra der
Preisstabilität gepredigt. Zusammen mit der deutsch-
deutschen Währungsreform und dem Inflationsschock
der frühen 1990er Jahre hat sich in Ostdeutschland auf
diese Weise ein hohes Maß an Inflationsangst entwickelt,
die sich bis heute in Umfragen widerspiegelt.

Die Ergebnisse bestätigen die Hypothese, dass Ein-
stellungen und Präferenzen stark durch das institutionelle,
wirtschaftliche und politische Umfeld geprägt werden, in
welchem diese geformt wurden. Unsere Resultate ste -
hen zudem im Einklang mit verwandten Studien, die eben -
falls zeigen, dass Einstellungen und Werte durch die Er-
fahrungen in der DDR nachhaltig beeinflusst werden [vgl.
ALESInA und FUcHS-ScHÜnDELn (2007), OcKEnFELS und
WEIMAnn (1999) sowie BROSIG-KOcH et al. (2011)].
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1 Die weiteren Antwortkategorien lauten: Kriminalität, Verteidigung/Außen-
politik, Wohnungsbau, Einwanderung, Gesundheitssystem, Bildungs -
system, Renten, Umwelt, Energie. Im Herbst 2002 war diese Frage nicht
Bestandteil der Befragung.

2 Eine Beschreibung dieses Verfahrens findet man in fast allen gängigen
Ökonometrie-Lehrbüchern, z. B. STOCK und WATSON (2007).

3 Das Startjahr 2008 ist mehr oder weniger willkürlich festgelegt. In Test -
regressionen hat sich jedoch gezeigt, dass sich die Ergebnisse nicht än-
dern, wenn wir die Definition des Krisen-Dummy variieren.

4 Bezüglich des Familienstands ist bekannt, ob eine Person verheiratet ist
oder nicht. Berufstätigkeit umschreibt den Beruf der Person (8 Gruppen
inkl. Rentner, Studenten und Arbeitslosen). Bezüglich der Bildung ist be-
kannt, in welchem Alter die Schul- bzw. Universitätsbildung beendet
wurde. Für Personen, die bei ihrem Abschluss älter als 20 Jahre alt
 waren, wird ein höherer Bildungsstand angenommen. Die politische
 Einstellung wird von dem Befragten auf einer Skala von 1 (links) bis 10
(rechts) angegeben.

5 Selbst Personen, die zufällig aus der Liste möglicher wichtiger Probleme
wählen, hätten eine geringere Wahrscheinlichkeit, Inflation zu nennen.
Bei 15 Items beträgt die Wahrscheinlichkeit, Inflation zu wählen, 13,8 %.
Wenn bereits ein Slot „belegt“ ist, wird Inflation mit einer Wahrscheinlich-
keit von 7,1 % gewählt. Dies ergibt eine technisch bedingte Differenz von
6,7 Prozentpunkten. Wenn nur 5 der 15 Items als wichtig angesehen
werden, aber immer noch zufällig gewählt wird, beträgt die technisch
bedingte Differenz bereits 25 Prozentpunk te.

6 Obwohl die offizielle Inflationsrate der DDR bei nahezu null Prozent lag,
gab es Versuche, sogenannte versteckte oder unterdrückte Inflation zu
messen. Es ist jedoch unwahrscheinlich, dass diese Art der indirekten
Inflation mit dem übereinstimmt, was die meisten Befragten mit dem Be-
griff Inflation assoziieren, nämlich steigende Preise.

7 Vgl. Statistisches Jahrbuch der DDR (verschiedene Jahrgänge). Online
verfügbar unter: http://www.digizeitschriften.de/dms/toc/?IDDOC=555819.

8 Die Grenze, bis zu der 1 : 1 getauscht wurde, lag bei 4.000 Mark. Die
da rüber hinausgehenden 6.000 Mark wurden gegen 3.000 D-Mark ge-
tauscht, sodass die 10.000 Mark insgesamt in 7.000 D-Mark getauscht
werden konnten.



10

ifo Dresden berichtet 2/2013

Aktuelle Forschungsergebnisse

Bildung ist eine der zentralen föderalen Aufgaben. In die-
sem Beitrag werden die kumulierten Ausbildungskosten
für ausgewählte Bildungskarrieren im Ländervergleich be -
stimmt, dargestellt und analysiert, ob und inwieweit sie
sich unterscheiden. Die beispielhaften Bildungskarrieren
orientieren sich dabei an den häufigsten Bildungstypen
im Mikrozensus [STATISTIScHE ÄMTER DES BUnDES UnD DER

LÄnDER – FORScHUnGSDATEnZEnTREn (2012)] und den Bei-
spieltypen im Bildungsfinanzbericht des STATISTIScHEn BUn -
DESAMTES (2011a). Im Gegensatz zum Bildungsfinanz -
bericht wird im Folgenden jedoch die länderspezifische
Dauer der jeweiligen Ausbildungsabschnitte berücksich-
tigt. Des Weiteren wird ein Fokus auf die universitäre
Ausbildung gelegt, da diese vergleichsweise hohe  Kos -
ten für den Staat verursacht. Zudem unterscheiden 
sich die Ausbildungskosten erheblich für verschiedene
Stu dienrichtungen. Daher werden in einem separaten
Abschnitt die Ausbildungskosten für einzelne Studien -
abschlüsse verglichen. Die Berechnung erfolgt dabei
sehr konservativ – es wurde auf eine Diskontierung von
Ausbildungsausgaben in der Vergangenheit verzichtet –
und die Ausgaben sind auf Preise von 2008 normiert.
Durch den Verzicht auf eine Diskontierung werden
 Opportunitätskosten im Sinne von Zinserträgen nicht
berücksichtigt.

Ausbildungsdauer nach Bildungseinrichtung und
Bundesländern

Die Zeit, welche für den jeweiligen Bildungsabschluss
benötigt wird, spielt eine erhebliche Rolle für die kumu-
lierten Gesamtkosten. Daher ist es notwendig, möglichst
genaue Informationen für die Ausbildungsdauer zu ver-
wenden. In einer Sonderauswertung wurde die durch-
schnittliche Bildungserwartung je Bundesland in Jahren
für Kinder und Jugendliche bis zum Sekundarbereich II
bestimmt. Die Bildungserwartung gibt an, wie lang eine
Person durchschnittlich benötigt, um eine spezifische
Stufe des Bildungssystems (Primarbereich, Sekundar-
stufe I und Sekundarstufe II)1 abzuschließen. Die Ergeb-
nisse sind in Tabelle 1 dargestellt.

Als Besonderheit gilt es zu beachten, dass die Bil-
dungserwartungen im Primarbereich in Berlin und Bran-
denburg nur die ersten vier Klassenstufen der Grund-
schule berücksichtigt. In diesen beiden Bundesländern
dauert die Grundschule inklusiver zweier Orientierungs-
jahre im Gegensatz zu den anderen Bundesländern je-

doch sechs Jahre. Dies ist in Tabelle 1 nicht berücksich-
tigt, wird aber bei der späteren Berechnung beachtet.2

Für die duale Berufsausbildung liegen leider keine Daten
auf Länderebene vor. Für die Berücksichtigung der Aus-
bildungsdauer werden daher näherungsweise Daten für
Ost- und Westdeutschland verwendet [BUnDESInSTITUT

FÜR BERUFSBILDUnG (2006)]. Diese sind jedoch nur für das
Jahr 2004 verfügbar. In Ostdeutschland betrug die durch -
schnittliche Ausbildungsdauer im Jahr 2004 34,7 Mona-
te oder 2,9 Jahre. In Westdeutschland lag die durch-
schnittliche Ausbildungsdauer im gleichen Zeitraum bei
36,7 Monaten oder 3,1 Jahren. Für die Hochschulausbil-
dung liegen dank einer Sonderauswertung des STATISTI-
ScHEn BUnDESAMTES (2012d) sowohl Informationen für die
einzelnen Bundesländer als auch für einzelne Studien -
gänge vor. Diese sind in den Tabellen 2 und 3 dargestellt.
Wird ein Studienfach in einem Bundesland nicht angebo-
ten oder ist die Stichprobe zu gering, so ist keine An gabe
in den Tabellen zur Studiendauer vorhanden.3

Zusammengefasste Ausbildungskosten für 
beispielhafte Bildungsverläufe

Im Folgenden werden die jährlichen Ausbildungskosten
gemäß dem Bildungsfinanzbericht des STATISTIScHEn BUn -
DESAMTES (2011a) mit den durchschnittlichen Ausbildungs -
zeiten kombiniert, um die Ausbildungskosten für typische
Bildungskarrieren in den einzelnen Bundesländern be-
rechnen zu können. Dabei sei darauf hingewiesen, dass
es sich hierbei um eine Querschnittsanalyse handelt, wo-
bei die Ausgaben in Preisen von 2008 angegeben sind
und von stabilen relativen Preisen zwischen einzelnen
Bildungsabschnitten und Bildungslaufbahnen ausgegan-
gen wird. Es findet dabei eine Unterscheidung nach sechs
Bildungstypen statt (vgl. Tab. 4).

Der Typ „Berufsausbildung“ hat nach seinem Schul-
abschluss eine duale Berufsausbildung abgeschlossen.
Dieser Bildungstyp wird dabei zusätzlich in drei Unter -
kategorien gegliedert, welche berücksichtigen, ob die
schu lische Ausbildung mit einem Hauptschul-, Real-
schul- oder Gymnasialabschluss beendet wurde. Die je-
weiligen kumulierten Ausbildungskosten sind in Tabelle 5

Öffentliche Ausgaben der Länder für Bildung
Stefan Arent, Wolfgang Nagl und Joachim Ragnitz*

* Prof. Joachim Ragnitz ist stellvertretender Geschäftsführer der Nieder-
lassung Dresden, Stefan Arent und Wolfgang Nagl sind Doktoranden der
Niederlassung Dresden des ifo Institut – Leibniz-Institut für Wirtschafts-
forschung an der Universität München e. V.
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Quellen: Statistisches Bundesamt (2012c), Darstellung des ifo Instituts.

Tabelle 1: Durchschnittliche Bildungserwartung je Bundesland in Jahren (2009/2010)

Bundesland KiTa/Krippe Primarbereich
Sekundarbereich 

I
Sekundarbereich

II

Baden-Württemberg 3,5 4,1 6,1 3,4

Bayern 3,2 4,2 5,9 3,1

Berlin 2,9 4,1 6,5 3,0

Brandenburg 3,5 4,1 5,9 3,0

Bremen 3,1 4,0 6,5 3,8

Hamburg 3,3 4,1 6,2 3,4

Hessen 3,6 4,0 6,1 3,1

Mecklenburg-Vorpommern 3,6 4,1 5,9 2,8

niedersachsen 3,4 4,1 6,2 3,3

nordrhein-Westfalen 3,3 4,2 6,4 3,0

Rheinland-Pfalz 3,7 4,2 6,3 2,6

Saarland 3,6 4,1 5,7 3,8

Sachsen 3,7 4,0 5,8 2,8

Sachsen-Anhalt 3,7 4,1 5,8 2,7

Schleswig-Holstein 3,3 4,1 6,4 2,8

Thüringen 3,8 4,1 6,0 2,8

dargestellt. Die Berechnungen basieren auf den jewei -
ligen Ausbildungszeiten und Ausbildungskosten je Bil-
dungsabschnitt in den einzelnen Bundesländern.4

Für alle drei Bildungstypen ist zu erkennen, dass die
gesamten Ausbildungskosten im Freistaat Sachsen im
Bundesdurchschnitt liegen. Ein Berufsschüler mit Haupt-
bzw. Realschulabschluss kostet den Freistaat ohne reale
Verzinsung insgesamt knapp 83.600 €. Ein vorheriger
Gymnasialabschluss erhöht diese Kosten auf etwas über
100.800 €.5 Da es in Sachsen keine separaten Haupt-
schulen gibt und als Bildungserwartung für Haupt- und
Realschulabschlüsse jeweils die Bildungserwartung für
die Sekundarstufe I verwendet wurde, sind die gesamten
Kosten für einen Berufsabschluss nach Dualer Ausbil-
dung mit vorherigem Hauptschul- bzw. Realschul -
abschluss in dieser Berechnung identisch.6 Dies gilt ne-
ben Sachsen auch für Brandenburg, Bremen, Hamburg,
Mecklenburg-Vorpommern, Saarland, Sachsen-Anhalt und
Thüringen. Trotz ähnlicher Schulsysteme sind teilweise
deutliche Differenzen in den kumulierten Ausbildungs -
kosten festzustellen. So belaufen sich die Gesamtausga-
ben der öffentlichen Hand für einen Berufsschüler mit
vorherigem Gymnasialabschluss im teuersten Bundes-
land Hamburg auf über 122.000 €. Damit liegen die Ge-

samtausgaben dort mehr als 38.000 € über denen im
günstigsten Bundesland Schleswig-Holstein.

Abschließend werden die Ausgaben auf Landesebene
dargestellt, welche bis zum Erreichen eines Studien -
abschlusses anfallen. Die zugrunde gelegten jährlichen
Ausgaben je Studenten, Bundesland und Studienrich-
tung basieren dabei auf einer Sonderauswertung des
STATISTIScHEn BUnDESAMTES (2012b) und beinhalten ne-
ben den laufenden Grundmitteln auch Investitionsausga-
ben.7 Aufbauend auf den Ergebnissen für einen Berufs-
schulabschluss (vgl. Tab. 5) folgt die Darstellung des
Bildungstyps „Ausbildung + FH“. Dieser Personenkreis
hat annahmegemäß nach der Ausbildung eine Fachhoch -
schule (FH) abgeschlossen. Daher werden zu den Ge-
samtausbildungskosten bis zum Ausbildungsabschluss
noch die Kosten für den Besuch einer Fachhochschule
addiert. Dies geschieht zum einen für einen durchschnitt-
lichen Fachhochschulstudenten und zum anderen für
einzelne Studienrichtungen (vgl. Tab. 6).

Um die Übersichtlichkeit zu wahren, wird diese Bei-
spielrechnung nur für einen Fachhochschulstudenten mit
Berufsausbildung und vorherigem Realschul- und Fach -
oberschulabschluss gemacht. Aufgrund von fehlenden
Informationen bezüglich der Kosten eines Fachober-



12

ifo Dresden berichtet 2/2013

Aktuelle Forschungsergebnisse

schulabschlusses auf Länderebene werden gleiche Kos -
ten für den Abschluss einer Fachoberschule für alle Bun-
desländer verwendet [STATISTIScHES BUnDESAMT (2011a)].
Diese Kosten beliefen sich im Jahr 2008 auf 5.200 € im
bundesdeutschen Durchschnitt. Für diesen Beispieltyp
sind die durchschnittlichen Gesamtausbildungskosten in
Sachsen vergleichsweise hoch. Bis zum Bildungsab-
schluss investiert der Freistaat Sachsen über 141.000 €

in die Ausbildung. Dies wird nur vo     n Thüringen über -
boten (160.000 €). Am niedrigsten sind die Ausgaben

mit etwas mehr als 107.000 € in nordrhein-Westfalen.
Die durchschnittlichen Gesamtausgaben je Student sind
stets höher als die Gesamtausgaben nach Fächergrup-
pen, da in den durchschnittlichen Ausgaben je Student
auch die Ausgaben für zentrale Einrichtungen der Hoch-
schulen enthalten sind, die sich nicht auf die einzelnen
Fächergruppen aufteilen lassen. Die Ausgaben für die zen -
tralen Einrichtungen je Student und Studiendauer sind
daher in den Tabellen 6, 7 und 8 ergänzt. Sie können, um
annähernd ein vollständiges Bild der Ausbildungs kosten

Quellen: Statistisches Bundesamt (2012d), Darstellung des ifo Instituts.

Tabelle 2: Durchschnittliche Studiendauer an Universitäten in Semestern (Abschlussjahrgang 2008)
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Baden-Württemberg 10,1 9,6 10,1 10,7 13,1 8,6 11,0 10,7

Bayern 9,1 9,7 9,4 9,5 12,5 11,1 8,8 10,2 10,1

Berlin 11,8 12,7 10,5 11,3 12,7 10,7 8,9 13,1 12,7

Brandenburg 9,4 10,9 10,4 9,7 9,0 9,9 10,2

Bremen 11,1 9,1 9,1 8,9 11,0 11,1

Hamburg 11,3 12,0 9,2 12,5 13,2 12,1 9,8 12,3

Hessen 10,2 10,8 9,8 9,8 12,9 10,3 6,5 10,3 10,8

Mecklenburg-Vorpommern 10,2 12,5 9,7 10,5 12,8 6,0 11,1 11,5

niedersachsen 8,9 9,0 9,6 9,2 12,4 11,1 7,1 11,4 9,0

nordrhein-Westfalen 10,2 10,7 10,7 10,1 12,6 11,2 11,5 11,3

Rheinland-Pfalz 10,9 11,3 10,8 10,8 12,6 11,9 11,5

Saarland 12,1 12,3 10,3 10,2 13,2 11,7 17,7

Sachsen 10,8 11,8 10,9 10,4 11,9 11,1 10,9 11,6 10,1

Sachsen-Anhalt 11,1 12,0 10,4 11,6 13,2 11,1 9,4 12,8

Schleswig-Holstein 9,6 10,6 10,1 10,0 13,4 7,4 10,1 9,4

Thüringen 8,6 11,7 10,0 11,2 12,2 10,7 11,2 9,3
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nach Fächergruppen zeichnen zu können, jeweils zu den
Gesamtkosten für die einzelnen Fächergruppen addiert
werden.8

Zum Abschluss werden die teuersten beiden Bildungs -
karrieren betrachtet, nämlich der Typ „Studium“ und der
Typ „Ausbildung + Studium“. Hier wird wiede rum nur der
klassische Werdegang über das Gymnasium berück-
sichtigt, um eine übersichtliche Darstellung gewährleis -
ten zu können. Die Ergebnisse sind in den Tabellen 7
und 8 dargestellt. Die Ausgaben für beide Bildungstypen

sind in Sachsen überdurchschnittlich hoch. Die Ausbil-
dung eines durchschnittlichen Studenten (ohne Human-
medizin), inklusive der Ausgaben für die zentralen Ein-
richtungen, kostet den Freistaat Sachsen ca. 142.000 €.
Teurer wird es nur in Bremen, Hamburg, Sachsen-Anhalt
und Thüringen. Am geringsten sind die Gesamtausga-
ben in Brandenburg (vgl. Tab. 7). Werden medizinische
Studiengänge berücksichtigt, betragen die Ausgaben in
Sachsen 155.000 € je Student. Die Ausgaben für zen-
trale Einrichtungen schlagen dabei mit durchschnittlich

Quellen: Statistisches Bundesamt (2012d), Darstellung des ifo Instituts.

Tabelle 3: Durchschnittliche Studiendauer an Fachhochschulen in Semestern (Abschlussjahrgang 2008)
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Fächergruppe
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Baden-Württemberg 7,5 8,7 8,6 7,5 8,2 8,6 7,5

Bayern 7,9 9,3 9,2 8,6 9,5 9,1 9,0

Berlin 7,0 8,2 7,8 7,2 8,1 8,5 8,3

Brandenburg 7,3 9,0 8,6 7,4 8,1 10,9

Bremen 10,0 8,8 9,2 9,4 9,3 8,8

Hamburg 9,3 8,1 11,2 8,3 9,4 10,3 11,0

Hessen 7,7 9,4 8,1 7,8 9,6 9,2

Mecklenburg-Vorpommern 9,2 9,1 6,3 9,0 8,5 10,5

niedersachsen 8,6 7,6 8,8 7,4 8,3 8,8 8,9

nordrhein-Westfalen 7,9 8,4 8,6 7,1 9,2 9,5 9,8

Rheinland-Pfalz 7,0 8,8 9,5 8,1 8,4 9,2 9,3

Saarland 8,0 7,0 7,4 8,3

Sachsen 9,0 8,6 8,5 8,4 8,9 8,8 6,7

Sachsen-Anhalt 9,0 8,5 8,7 8,0 8,7 8,7 8,2

Schleswig-Holstein 8,7 8,9 9,7 8,8 7,6 9,0

Thüringen 9,4 9,2 9,8 8,1 8,5 9,9
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Quelle: Darstellung des ifo Instituts.

Tabelle 4: Ausbildungstypenübersicht

Quellen: Bundesinstitut für Berufsbildung (2006), Statistisches Bundesamt (2011a, 2011b, 2012a, 2012b), Berechnung und Darstellung
des ifo Instituts.

Tabelle 5: Kumulierte Gesamtbildungsausgaben für einen Dualen Ausbildungsabschluss in Preisen von 2008

Bildungstyp
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F
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U
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Berufsausbildung (HS) X X X X X

Berufsausbildung (RS) X X X X X

Berufsausbildung (Gym) X X X X X

Ausbildung + FH X X X X X X X

Ausbildung + Studium X X X X X

Studium X X X X X

Hauptschulabschlussa Realschulabschlussb Gymnasialabschluss

Baden-Württemberg 78.770 69.613 97.665

Bayern 83.202 74.295 102.590

Berlin 98.376 94.797 109.811

Brandenburg 73.641 73.641 86.501

Bremen 83.440 83.440 97.941

Hamburg 101.458 101.458 122.632

Hessen 83.313 81.482 97.200

Mecklenburg-Vorpommern 73.413 73.413 86.824

niedersachsen 77.371 67.435 88.912

nordrhein-Westfalen 77.196 66.344 86.628

Rheinland-Pfalz 83.650 71.684 92.893

Saarland 73.381 73.381 94.684

Sachsen 83.558 83.558 100.806

Sachsen-Anhalt 88.230 88.230 101.229

Schleswig-Holstein 72.562 70.008 85.960

Thüringen 101.190 101.190 113.891

a) Hauptschulabschluss (an Hauptschule erworben: BW, By, nS, nW, RP, SH; an Schule mit mehreren Bildungsgängen erworben: BB,
HB, MV, SL, Sn, ST, TH; an Gesamtschule erworben: BE, HH, HE). – b) Realschulabschluss (an Realschule erworben: BW, By, BE, HE,
nS, nW, RP, SH; an Schule mit mehreren Bildungsgängen erworben: BB, HB, MV, RP, SL, Sn, ST, TH).
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fast 18.000 € zu buche. Dieses Bild ändert sich kaum,
wenn dazu noch eine Ausbildung absolviert wurde (vgl.
Tab. 8). Die Gesamtausgaben erhöhen sich dadurch um
5.500 € (Mecklenburg-Vorpommern) bis 8.100 € (Berlin).
In Sachsen steigen die Ausgaben durch eine vorherige
Ausbildung um ca. 6.650 € auf 148.000 € (ohne Medizin
und zentrale Einrichtungen) bzw. 161.000 € (inklusive
Medizin und zentraler Einrichtungen) für die komplette Aus -
bildung eines Studenten mit vorherigem Berufsabschluss.9

Sachsen im Ländervergleich

Zusammenfassend zeigt sich, dass die öffentlichen Aus-
gaben für Bildung in Sachsen vergleichsweise hoch sind.
Dies gilt gleichermaßen für die kumulierten vorschulischen,
schulischen und außerschulischen Bildungsausgaben, als
auch für die Hochschulbildung. Bis zum Abschluss des
Gymnasiums investiert der Freistaat Sachsen beispiels-
weise durchschnittlich über 100.000 € in die (Aus-)Bil-

Quellen: Bundesinstitut für Berufsbildung (2006), Statistisches Bundesamt (2011a, 2011b, 2012a, 2012b, 2012c, 2012d), Berechnung
und Darstellung des ifo Instituts.

Tabelle 6: Kumulierte Ausbildungskosten für einen Fachhochschulabschluss mit vorheriger
 Berufsausbildung und Realschulabschluss (in Preisen von 2008)a
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Baden-Württemberg 82.252 87.313 90.737 95.624 95.657 92.175 97.196 6.159

Bayern 83.331 85.938 86.160 89.799 91.110 90.507 98.608 10.398

Berlin 110.172 112.659 107.701 126.813 116.005 108.047 117.846 5.553

Brandenburg 86.470 95.100 93.985 94.365 99.671 97.053 106.591 10.685

Bremen – 94.922 99.091 – 113.068 – 107.307 6.143

Hamburg 117.484 – 129.942 127.443 124.757 123.642 117.336 2.921

Hessen * 95.345 100.820 99.129 100.212 111.992 107.049 7.999

Mecklenburg-
Vorpommern

– 86.839 91.252 98.631 100.527 108.438 108.344 15.325

niedersachsen 89.704 81.044 77.521 95.104 94.132 96.111 94.284 7.013

nordrhein-Westfalen 80.766 77.724 81.275 90.867 87.564 89.843 89.198 7.394

Rheinland-Pfalz 92.060 95.819 87.636 103.176 95.757 104.685 102.222 11.275

Saarland – 87.208 99.055 – 92.604 – 94.685 3.913

Sachsen 115.287 96.459 119.870 105.004 108.614 98.558 115.240 10.281

Sachsen-Anhalt 101.066 103.304 103.887 96.192 106.598 103.273 117.339 15.438

Schleswig-Holstein 90.969 80.273 85.399 91.926 93.917 – 91.324 5.493

Thüringen * – 115.324 124.216 129.657 130.602 133.360 15.513

Anmerkung: Unterstrichene Werte könnten aufgrund von einmaligen Sondereffekten verfälscht sein. – *) nicht berücksichtigt wegen Son-
dereffekten. – a) Inklusive der durchschnittlichen Kosten für den Besuch einer Fachoberschule in Höhe von 5.200 € [Bundesfinanzbericht
(2011a), S. 100]. – b) Inklusive der Ausgaben für zentrale Einrichtungen der Hochschulen.
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Darstellung des ifo Instituts. Quellen: Statistisches Bundesamt (2010a, 2010b, 2011a, 2011b, 2012a, 2012b, 2012c, 2012d), Berechnung
und Darstellung des ifo Instituts.

Tabelle 7: Kumulierte Ausbildungskosten für einen Universitätsstudenten 
(in Preisen von 2008)
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Baden-
Württemberg

108.665 111.513 106.197 143.121 408.118 – 161.039 131.677 134.100 132.538 157.432 15.271

Bayern 110.251 129.791 108.700 142.705 484.663 173.281 146.658 132.796 150.142 134.377 159.171 14.424

Berlin 116.947 113.106 112.675 129.335 342.892 173.034 121.915 145.538 166.619 139.633 157.511 17.625

Branden-
burg

90.751 101.203 89.531 117.479 – – 115.988 112.371 122.602 113.049 113.049 13.917

Bremen 108.084 110.715 103.347 127.829 – – – 143.338 133.696 142.186 142.186 26.308

Hamburg 148.993 162.741 126.558 184.009 573.924 – 181.738 165.079 170.606 152.833 180.753 7.189

Hessen 110.168 114.153 102.445 150.285 376.980 149.786 113.995 126.112 120.272 135.850 154.650 19.701

Mecklenb.-
Vorpommern

94.228 117.876 91.124 121.261 240.252 – 128.370 119.238 109.576 119.703 137.678 19.162

nieder -
sachsen

98.727 103.301 95.064 122.446 431.108 148.911 119.899 135.305 111.788 128.476 146.797 20.941

nordrhein-
Westfalen

96.653 99.261 91.433 115.420 374.071 – * 125.881 114.627 114.515 129.127 12.492

Rheinland-
Pfalz

99.492 101.405 101.582 116.924 297.108 – – 109.229 * 121.848 133.342 19.301

Saarland 107.342 104.465 98.658 114.069 333.155 – – 131.070 157.243 120.434 149.243 17.367

Sachsen 110.271 130.987 108.401 141.713 285.465 199.626 127.257 144.758 139.378 141.762 154.996 17.702

Sachsen-
Anhalt

110.371 110.666 103.325 136.061 287.482 – 130.003 131.530 141.102 137.496 157.951 23.339

Schleswig-
Holstein

92.243 104.997 90.602 119.022 414.099 – 98.730 142.205 104.560 110.677 145.023 13.367

Thüringen 126.258 137.032 125.285 181.759 381.428 – 138.475 155.716 141.013 146.103 160.968 7.804

Anmerkung: Unterstrichene Werte könnten aufgrund von einmaligen Sondereffekten verfälscht sein. – *) nicht berücksichtigt wegen 
Sondereffekten. – a) Inklusive der Ausgaben für zentrale Einrichtungen der Hochschulen. – b) Ausgaben je Student und Studiendauer
(inkl. Humanmedizin), ohne klinikspezifische Einrichtungen.
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Quellen: Bundesinstitut für Berufsbildung (2006), Statistisches Bundesamt (2010a, 2010b, 2011a, 2011b, 2012a, 2012b, 2012c, 2012d),
Berechnung und Darstellung des ifo Instituts.

Tabelle 8: Kumulierte Ausbildungskosten für einen Studenten mit vorheriger Berufsausbildung und 
Gymnasialabschluss (in Preisen von 2008)
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Baden-
Württemberg

116.005 118.853 113.537 150.461 415.458 – 168.379 139.017 141.440 139.878 164.772 15.271

Bayern 117.285 136.826 115.734 149.739 491.698 180.315 153.692 139.830 157.176 141.411 166.205 14.424

Berlin 125.044 121.203 120.771 137.432 350.989 181.131 130.011 153.635 174.716 147.730 165.608 17.625

Branden-
burg

97.113 107.565 95.893 123.841 – – 122.350 118.733 128.963 119.411 119.411 13.917

Bremen 114.813 117.443 110.075 134.557 – – – 150.066 140.425 148.914 148.914 26.308

Hamburg 158.168 171.916 135.733 193.184 583.099 – 190.913 174.254 179.781 162.008 189.928 7.189

Hessen 118.425 122.411 110.702 158.542 385.237 158.044 122.252 134.370 128.530 144.107 162.907 19.701

Mecklenb.-
Vorpommern

99.722 123.371 96.618 126.755 245.747 – 133.865 124.732 115.070 125.197 143.172 19.162

nieder -
sachsen

105.149 109.723 101.487 128.868 437.531 155.334 126.322 141.728 118.210 134.899 153.219 20.941

nordrhein-
Westfalen

102.770 105.378 97.549 121.537 380.188 – * 131.997 120.744 120.632 135.244 12.492

Rheinland-
Pfalz

105.915 107.828 108.004 123.347 303.531 – – 115.651 * 128.270 139.764 19.301

Saarland 113.459 110.582 104.775 120.186 339.272 – – 137.187 163.360 126.551 155.359 17.367

Sachsen 116.922 137.638 115.052 148.364 292.116 206.277 133.908 151.409 146.029 148.413 161.647 17.702

Sachsen-
Anhalt

115.576 115.871 108.530 141.266 292.687 – 135.208 136.735 146.307 142.701 163.156 23.339

Schleswig-
Holstein

99.277 112.031 97.636 126.056 421.134 – 105.765 149.239 111.594 117.711 152.057 13.367

Thüringen 134.065 144.839 133.092 189.567 389.235 – 146.283 163.523 148.821 153.911 168.775 7.804

Anmerkung: Unterstrichene Werte könnten aufgrund von einmaligen Sondereffekten verfälscht sein. – *) nicht berücksichtigt wegen 
Sondereffekten. – a) Inklusive der Ausgaben für zentrale Einrichtungen der Hochschulen. – b) Ausgaben je Student und Studiendauer
(inkl. Humanmedizin), ohne klinikspezifische Einrichtungen.
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dung eines Jugendlichen. Damit liegt Sachsen im Län-
dervergleich auf Platz sechs, nur in Bayern, Berlin, Ham-
burg, Sachsen-Anhalt und Thüringen sind die vergleich-
baren öffentlichen Ausgaben höher. Ein ähnliches Bild
zeigt sich bei den Hochschulbildungsausgaben. Für die
gesamte Ausbildung eines durchschnittlichen Universi -
tätsstudenten investiert Sachsen fast 155.000 €, für  einen
Fachhochschulstudenten mit Berufsausbildung werden
über 115.000 € aufgewendet. Die Höhe dieser öffent -
lichen Bildungsinvestitionen veranschaulicht eindrucks-
voll die Bedeutung der Länder für die Bereitstellung qua-
lifizierter Arbeitskräfte.
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ScHUnGSDATEnZEnTREn (Hrsg.) (2012): Mikrozensus 2008
(EVAS 12211), Datenfernverrechnung 2012.

STATISTIScHES BUnDESAMT (Hrsg.) (2009): Bildung und Kul-
tur – nichtmonetäre hochschulstatistische Kennzahlen
1980–2008, Wiesbaden.

STATISTIScHES BUnDESAMT (Hrsg.) (2010a): Bildung und
Kultur – Monetäre hochschulstatistische Kennzahlen
2008, Wiesbaden.

STATISTIScHES BUnDESAMT (Hrsg.) (2010b): Bildung und
Kultur – Hochschulen 2010, Wiesbaden.

STATISTIScHES BUnDESAMT (Hrsg.) (2011a): Bildungsfinanz-
bericht 2011, Wiesbaden.

STATISTIScHES BUnDESAMT (Hrsg.) (2011b): Statistiken der
Kinder- und Jugendhilfe – Kinder und tätige Personen
in Tageseinrichtungen und in öffentlich geförderter Kin-
dertagespflege am 01. 03. 2011, Wiesbaden.

STATISTIScHES BUnDESAMT (Hrsg.) (2012a): Statistiken der
Kinder- und Jugendhilfe – Ausgaben und Einnahmen
2010, Wiesbaden.

STATISTIScHES BUnDESAMT (Hrsg.) (2012b): Sonderaus -
wertung des Statistischen Bundesamtes – Laufende

Grundmittel bzw. Grundmittel für Lehre und Forschung
je Studierenden nach Bundesland, Hochschulart,
Fächergruppe und Ausgabearten 2008, Wiesbaden.

STATISTIScHES BUnDESAMT (Hrsg.) (2012c): Sonderauswer-
tung des Statistischen Bundesamtes – Bildungser-
wartung in Jahren 2005/06 und 2009/10 nach Bil-
dungsbereichen, Wiesbaden.

STATISTIScHES BUnDESAMT (Hrsg.) (2012d): Sonderauswer-
tung des Statistischen Bundesamtes – Absolventen
im PJ 2008 im Erststudium; Studiendauer nach Fach-
richtung, Hochschulart und Länder, Wiesbaden.

1 Der Primarbereich umfasst dabei die Grundschule. Der Sekundar -
bereich I enthält Haupt- und Realschulen sowie äquivalente Abschlüsse
an z. B. Gesamtschulen. Das Gymnasium wird durch den Sekundar -
bereich II dargestellt. Leider sind diese Informationen nur für die Schul-
jahre 2009/2010 bzw. 2005/2006 verfügbar. Ein Vergleich der Daten
zeigt aber, dass es im Zeitverlauf zu keinen größeren Änderungen der Bil-
dungserwartungen gekommen ist; daher werden für die Hochrechnung
die Daten von 2009/2010 verwendet. Inzwischen wird das Abitur in fast
allen westdeutschen Bundesländern nach der 12. Klasse abgelegt (Aus-
nahme: Rheinland-Pfalz). Die Verwendung von Daten des Schuljahres
2009/2010 für zukünftige Investitionskosten überschätzt daher die Bil-
dungserwartung im Sekundarbereich II in den Bundesländern, die da-
mals noch eine 13-jährige Schulzeit bis zum Abitur vorsahen.

2 Die sonstige Jugendarbeit wird ebenfalls berücksichtigt. Als Anspruchs-
dauer wird hierbei die gesamte Zeit der Primar- und Sekundarstufe I ver-
wendet.

3 Die Studiendauer im Jahr 2008 berücksichtigt noch nicht die Bologna-
Reform, also die Umstellung der Studiengänge auf Bachelor- und Mas ter-
Abschlüsse. Dies kann durchaus zu einer Änderung der durchschnitt -
lichen Studiendauer geführt haben.

4 Die Zahlen für die jährlichen Ausbildungskosten finden sich im Bildungs-
finanzbericht oder ARENT et al. (2013).

5 Reale Verzinsung erhöht die Bildungsausgaben deutlich. So steigen die
Ausgaben für einen sächsischen Gymnasiasten beispielsweise bei einem
realen Zinssatz von 2 % von 100.800 € auf über 123.000 €.

6 Ein Hauptschulabschluss setzt grundsätzlich nur den Abschluss der
neun ten Klasse voraus, wohingegen die Realschule nach zehn Schul -
jahren endet. Da keine separaten Informationen für die exakte Besuchs-
dauer von Haupt- und Realschulen vorliegen (bei denen z. B. Sitzenbleiber
berücksichtigt werden), wird für beide Schultypen die Bildungserwartung
der Sekundarstufe I verwendet.

7 Die genauen Zahlen finden sich bei ARENT et al. (2013).
8 Die Berücksichtigung der Ausgaben für die zentralen Einrichtungen er-

folgte nicht direkt bei der Kalkulation der gesamten Ausbildungskosten
nach Fachrichtungen, da dieser Ausgabenposten nicht exakt für ein -
zelne Fachrichtungen bestimmt werden kann. Näherungsweise können
aber die durchschnittlichen Ausgaben für die zentralen Einrichtungen je
Student und durchschnittlicher Studiendauer zu den Gesamtausgaben
je Fächergruppe addiert werden.

9 Die unterstrichenen Ausgaben sollten mit Vorsicht interpretiert werden,
da hier hohe Investitionsausgaben für die Studienfachgruppe im Jahr
2008 die Gesamtausgaben eventuell überschätzen.
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Motivation

Die Anpassung der Systematik der Wirtschaftszweige in
der EUROPÄIScHEn GEMEInScHAFT (nAcE Rev. 2)1 erfor -
derte auch eine Umstellung der amtlichen Statistiken in
Deutschland. Das Ergebnis dieser Revision ist die Wirt-
schaftszweigklassifikation, Ausgabe 2008 (WZ 2008), die
bislang nur in Teilbereichen, nunmehr jedoch flächen-
deckend angewendet wird: Zunächst wurden im Be-
richtszeitraum 2008/2009 wichtige unterjährige Statistiken
(z. B. Umsätze im Verarbeitenden Gewerbe oder Daten
zur Beschäftigung) auf die neue Wirtschaftszweigklassifi-
kation umgestellt. Im Jahr 2011 folgte anschließend die
Umstellung der VOLKSWIRTScHAFTLIcHEn GESAMTREcHnUnGEn

DES BUnDES mit Angaben z. B. zum Bruttoinlandsprodukt
oder der Bruttowertschöpfung einzelner Wirtschafts -
zweige für Gesamtdeutschland. Schließlich wurden im
Juli 2012 auch erste Ergebnisse der VOLKSWIRTScHAFTLI-
cHEn GESAMTREcHnUnGEn DER LÄnDER nach der neuen WZ
2008 veröffentlicht. Damit lagen zunächst für die Jahre
2008 bis einschließlich 2011 Angaben zum Bruttoinlands -
produkt, der Bruttowertschöpfung, den Arbeitnehmer -
ent gelten sowie den Bruttolöhnen und -gehältern nach
neuer Wirtschaftszweigklassifikation auf Länderebene
vor. Da die neuberechnung für davor liegende Jahre
nicht unmittelbar erfolgte, waren in den vergangenen
Jahren jedoch keine längerfristigen Vergleiche wichtiger
gesamtwirtschaftlicher Aggregate möglich. Seit Mitte
 Februar 2013 stehen nunmehr auch umfassende Daten
zu den zuvor genannten Größen für den Zeitraum 1991
bis 2010 zur Verfügung.2 Im März 2013 wurden diese
 langen Reihen mit der Veröffentlichung der ersten Fort-
schreibung für das Jahr 2012 und der zweiten Fort-
schreibung für das Jahr 2011 um zwei weitere Daten-
punkte ergänzt. Eine Ausnahme bilden weiterhin die
Angaben zur Bruttowertschöpfung einzelner Wirt-
schaftsabschnitte. So liegen bspw. für den Bereich
„Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden“ bis-
lang nur Ergebnisse für den Zeitraum 2008 bis 2010 vor.
Dennoch ist für die wichtigsten Wirtschaftsdaten somit
nach längerer Zeit nun wieder ein langfristiger Vergleich
zwischen den Bundesländern auf einer einheitlichen
 Basis möglich.

Im Rahmen der WZ-Umstellung wurde aufgrund neu-
er Datengrundlagen und neuer Berechnungsmethoden

eine Vielzahl makroökonomischer Kenngrößen (darunter
auch das Bruttoinlandsprodukt (BIP) als gängiger Indika-
tor wirtschaftlicher Leistungskraft) deutlichen Revisionen
unterzogen. Diese Revisionen betreffen potenziell nicht
nur das niveau dieser Kenngrößen, sondern auch ihr
Verlaufsbild über die Zeit. Damit stellt sich die Frage, wie
der Angleichungsprozess zwischen ost- und westdeut-
schen Bundesländern auf Basis der neu berechneten Er-
gebnisse zu beurteilen ist. Der vorliegende Artikel ver-
gleicht zu diesem Zweck die einschlägigen Größen zur
Messung der Konvergenz zwischen Ost- und West-
deutschland nach WZ 2003 und WZ 2008 für die Jahre
1991 bis 2010, ergänzt um die aktuellen Angaben zum
Konvergenzniveau im Jahr 2012. Zunächst wird erläutert,
welche wichtigen Änderungen die Umstellung der Wirt-
schaftszweigklassifikation im Vergleich zur WZ 2003 mit
sich brachte. Darauf aufbauend wird erörtert, inwieweit
die Angaben zur Wirtschaftsleistung der einzelnen Bun-
desländer revidiert wurden. Anschließend werden die
Auswirkungen der Revision auf das Angleichungs niveau
unterschiedlicher Kenngrößen für Sachsen und die ost-
deutschen Flächenländer im Vergleich zu Westdeutsch-
land diskutiert. Der Artikel schließt mit einer Einschät-
zung des Konvergenzprozesses und der Eignung des
hierzu in der öffentlichen Diskussion angelegten Maß-
stabes der westdeutschen Bundesländer. Er bietet zu-
gleich den Auftakt einer Reihe von Artikeln in dieser Zeit-
schrift, die sich mit den sektoralen Auswir kungen der
Wirtschaftszweigklassifikation und dem damit einherge-
henden Anpassungsbedarf der ifo Dresden Konjunktur-
prognosen für Ostdeutschland und Sachsen beschäfti-
gen werden.

Änderungen im Zuge der neuen Wirtschafts -
zweigklassifikation

Die amtliche Statistik nutzte die Umstellung der Wirt-
schaftszweigklassifikation von der WZ 2003 auf die WZ
2008 vor allem für die Anpassung ihrer Gruppierungs-

Konvergenz neu beurteilt – Welche Auswirkungen
hat die neue Wirtschaftszweigklassifikation WZ
2008?
Michael Kloß und Robert Lehmann*

* Michael Kloß und Robert Lehmann sind Doktoranden der Niederlassung
Dresden des ifo Institut – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an der
Universität München e. V.
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maßstäbe [vgl. STATISTIScHES BUnDESAMT (2008)]. Der -
artige neuerungen sind notwendig, da es aufgrund des
allgemeinen Strukturwandels fortwährend zu einer Ver-
schiebung der branchenmäßigen Zusammensetzung des
Güterangebots in einer Volkswirtschaft kommt. Zudem
bewirkt der technologische Wandel, dass neue Bran-
chen und Güter entstehen, die andere Güter und Bran-
chen verdrängen. Manche Bereiche müssen wegen ihres
Bedeutungsgewinns zunehmend differenzierter unter-
sucht werden, während andere Bereiche ob ihres Be-
deutungsverlustes zusammengefasst werden können oder
müssen. Dies erfordert von der amtlichen Statistik, ihre
bestehenden Klassifikationsmaßstäbe sowie Erhebungs-
und Berechnungsmethoden permanent zu überprüfen
und ihr Rechenwerk sowie ihre Standards fortlaufend an
die wirtschaftsstrukturellen Änderungen anzupassen.

Die Umstellung der Wirtschaftszweigklassifikation auf
die Ausgabe 2008 hat vor allem zu umfangreichen An-
passungen in den Dienstleistungsbereichen geführt. In
der WZ 2008 treten viele Bereiche gänzlich neu auf,
bspw. der Abschnitt J – Information und Kommunikati-
on. Während die Wirtschaft nach der alten Klassifikation
WZ 2003 in 17 Wirtschaftsabschnitte unterteilt war, sind
es nach der WZ 2008 nunmehr 21 Abschnitte. Zudem
wurden einzelne Bereiche verschoben und anderen Wirt-
schaftszweigen zugeordnet. Diese Verschiebungen ver-
hindern, dass sich alle Wirtschaftsabschnitte der WZ
2008 eindeutig den Wirtschaftsabschnitten der bisher
angewandten WZ 2003 zuordnen lassen. Es ist nicht
das Ziel dieses Artikels, eine detaillierte Übersicht aller
Veränderungen zu geben. Für eine ausführlichere Be-
schreibung der Änderungen sei daher auf die Erläuterun-
gen des STATISTIScHEn BUnDESAMTES (2008) verwiesen.

Weiterhin wurde die ohnehin anstehende Umstellung
der Wirtschaftszweigklassifikationen dazu genutzt, neue,
bislang nicht zur Verfügung stehende Datensätze gezielt
auszuwerten. Die VOLKSWIRTScHAFTLIcHEn GESAMTREcHnUn -
GEn (VGR) DER LÄnDER stehen nunmehr auf einer breite-
ren und umfassenderen Datenbasis als jemals zuvor [vgl.
 ARBEITSKREIS VGR DER LÄnDER (2013)]. Insbesondere
Strukturerhebungen im Dienstleistungssektor ermöglichen
deutlich fundiertere Berechnungen auf regionaler sowie
sektoraler Ebene.

Schließlich kommen ebenfalls neue Berechnungs -
methoden zur Anwendung. Dabei wurden vor allem die
Klassifizierungsregeln bei vertikaler Integration sowie bei
der Auslagerung der Produktion angepasst. nach alter
Klassifikation wurden statistische Einheiten nach ihrem
endgültigen Output klassifiziert, unabhängig davon, ob
die Vorprodukte in Eigenerzeugung hergestellt wurden
oder nicht. Bei vertikaler Integration wird die Klassifizie-
rung hingegen bei derjenigen Produktionsstufe durch -
geführt, welche den größten Wertschöpfungsbeitrag liefert.

Ein Beispiel für vertikale Integration ist eine Textilfabrik,
die gleichzeitig die Ausgangsstoffe herstellt. Unter Aus -
lagerung versteht sich bspw. die so genannte converter-
Regel. converter sind Einheiten, welche die gewerb -
lichen Schutzrechte an einem bestimmten Gut halten,
dessen Produktion aber ausgelagert haben. Laut der
Studie von LEnK und WOHLRAB (2008) zählen diese nun-
mehr zum Handel und nicht wie bisher zum Verarbei -
tenden Gewerbe. Eine Ausnahme besteht genau dann,
wenn dem Unterauftragnehmer die Güter für den Pro-
duktionsprozess kostenfrei durch den Auftraggeber zur
Verfügung gestellt werden. Ein Beispiel für Auslagerung
wäre die Durchführung des gesamten Produktionsprozes-
ses durch externe Firmen.

All diese methodischen Veränderungen führen zu
 einer nicht zu vernachlässigenden Revision gesamtwirt-
schaftlicher Kenngrößen, wodurch auch der Angleichungs -
prozess zwischen Ost- und Westdeutschland neu be-
wertet werden muss. Umfang und Auswirkungen der
Revision werden in den kommenden Abschnitten dis -
kutiert.

Revisionen des Bruttoinlandsprodukts – 
„Gewinner“ und „Verlierer“ im Überblick

Der Umfang der Revisionen bei den verschiedenen
volkswirtschaftlichen Kenngrößen lässt sich nur für die
Jahre 1991 bis 2008 eindeutig bestimmen. nur für diese
Jahre liegen sowohl nach der alten als auch nach der
neuen Wirtschaftszweigklassifikation originär berechnete
Angaben vor. Die Ergebnisse der letzten Veröffentlichung
der VGR DER LÄnDER nach der alten WZ 2003 für die
 Jahre 2009 und 2010 beruhten hingegen auf Fortschrei-
bungen, die per se Revisionen durch die Verfügbarkeit
zusätzlicher Informationen unterliegen. Vergleicht man
also Angaben für die Jahre 2009 und 2010 nach WZ
2003 mit den entsprechenden Werten nach WZ 2008,
bleibt unklar, inwieweit etwaige Unterschiede auf der
Umstellung der Wirtschaftszweigklassifikation beruhen
oder ob sie auf die Verwendung zusätzlicher Informatio-
nen zu rückzuführen sind. Darüber hinaus erschwert die
Koor dinierung auf den gesamtdeutschen Eckwert die
Vergleichbarkeit, da die VGR DES BUnDES im Allgemeinen
auf einer breiteren Datenbasis beruht und damit frühzeiti-
ger zur Verfügung steht. In diesem und dem nächsten
Abschnitt wird daher nur der Umfang der Revisionen der
Jahre 1991 bis 2008 betrachtet.

Die Revision des BIP fiel für die einzelnen Bundes -
länder sehr unterschiedlich aus. Grundsätzlich ist dabei
festzustellen, dass die Wirtschaftsleistung in den Flächen -
ländern stärker revidiert wurde (wobei es im Regelfall zu
einer Anpassung „nach unten“ kam) als in den Stadt-
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staaten. Für die Gesamtheit der ostdeutschen Flächen-
länder wurde das BIP um durchschnittlich 2,7 % pro Jahr
nach unten revidiert, für Ostdeutschland (einschließlich
Berlin) dagegen nur um 0,8 %. Auch die Wirtschaftsleis -
tung Westdeutschlands fällt nach der neuen Berechnung
etwas geringer aus. Die Revision beträgt im Mittel aller
Jahre –0,2 %, bzw. –0,5 %, wenn man die Stadtstaaten
Hamburg und Bremen nicht berücksichtigt.

Die großen „Gewinner“ der Revision waren damit die
Stadtstaaten. Insbesondere Hamburg und Berlin, deren
BIP-Werte durchschnittlich um 6 % bzw. 4,4 % pro Jahr
angehoben wurden, haben von der neuberechnung
 profitiert. Für den dritten Stadtstaat Bremen führte die
Re vision nur zu einer marginalen Erhöhung des BIP um
durchschnittlich 0,1 %. Die Diskrepanz zwischen den
Stadtstaaten liegt unter anderem daran, dass für Ham-
burg und Berlin die Werte aller Jahre angehoben wur-
den, während für Bremen die Werte ab 2004 nach unten
revidiert wurden. Auch die Bundesländer Hessen, nord-
rhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und das Saarland weisen
nach der Revision höhere BIP-Angaben auf als zuvor. Die
Ergebnisse fallen gegenüber der alten Klassifikation in 
jedem Jahr im Mittel um 0,7 % bis 1,0 % (in Hessen sogar
um 2,5 %) höher aus. Für das Land Baden-Württemberg
ergibt sich im Mittel hingegen keinerlei Änderung zur bis-
herigen Berechnung. Anders sieht es für die westdeut-
schen Bundesländer niedersachsen, Schleswig-Holstein
und Bayern aus, deren BIP-Werte für jedes Jahr gesenkt
wurden. Die Revision beträgt im Mittel –1,0 % in nieder-
sachsen, –2,2 % in Schleswig-Holstein und –3,9 % in
Bayern. Der Freistaat Bayern ist damit das westdeutsche
Bundesland, dessen Wirtschaftsleistung relativ gesehen
am stärksten nach unten revidiert wurde. Im deutsch-
landweiten Vergleich hat nur Thüringen eine noch stärkere
Absenkung seiner bisherigen Wirtschaftsleistung (durch-
schnittlich –4,8 % pro Jahr) erfahren. Doch auch für alle
anderen ostdeutschen Flächenländer wurden die An -
gaben zum nominalen BIP stark nach unten revidiert. Im
Mittel wurde das BIP pro Jahr um 1,8 % (Sachsen) bis
2,9 % (Mecklenburg-Vorpommern) gesenkt. Die deutlich
stärkeren Anpassungen in den ostdeutschen Flächen-
ländern sind zu einem großen Teil auf den nunmehr ge-
ringeren Wachstumsbeitrag des Dienstleistungssektors
zurückzuführen. Laut Angaben des ARBEITSKREISES VGR
DER LÄnDER (2013) wurde der Wertschöpfungsanteil der
Dienstleistungsbereiche in Ostdeutschland nach alter
Klassifikation deutlich überschätzt. Da im Zuge der Ein-
führung der neuen WZ-Klassifikation auch neue Daten-
grundlagen zur Anwendung kommen, lässt sich mit die-
sen Daten die Größe des Dienstleistungssektors genauer
abschätzen. Weiterhin fußen die Berechnungen der So-
zialbeiträge der Arbeitgeber auf einer neuen Datengrund-
lage, wonach insbesondere die Aufwendungen für die

betriebliche Altersvorsorge besser abgeschätzt werden
können. Diese Datengrundlage ermöglicht letztendlich eine
eindeutigere Zuordnung der Sozialbeiträge zu den ost-
und westdeutschen Bundesländern, die gleichwohl eine
Minderung des BIP in Ostdeutschland nach sich zog.

Angesichts des Umfangs und der unterschiedlichen
Richtung der Revisionen stellt sich die Frage, welche
Auswirkungen die WZ-Umstellung auf den Grad der
Konvergenz der ostdeutschen Flächenländer hat. Dieser
Frage wird im folgenden Abschnitt nachgegangen.

Was bedeutet die Revision für den Angleichungs-
prozess zwischen Ost- und Westdeutschland?

Der Konvergenzprozess zwischen ost- und westdeut-
schen Bundesländern kann anhand verschiedener Kri -
terien beurteilt werden. In diesem Abschnitt werden fünf
verschiedene Maße verwendet. Zunächst wird die Kon-
vergenz anhand des nominalen BIP je Einwohner unter-
sucht. Dies ist das wohl am häufigsten verwendete Kon-
vergenzmaß zur Bestimmung von Wohlstandsunterschieden
zwischen Regionen. Es bildet die durchschnittliche Wert-
schöpfung ab, die auf jeden Einwohner einer Region ent-
fällt. neben diesem allgemeinen Wohlstandsmaß ist aber
ebenfalls die durchschnittliche gesamtwirtschaftliche Pro -
duktivität, hier gemessen am BIP je Erwerbstätigen, von
besonderem Interesse. Die Produktivität gibt an, wie viel
jeder Erwerbstätige im Durchschnitt zur gesamten wirt-
schaftlichen Leistung beiträgt. Das BIP je Erwerbstätigen
hat gegenüber dem BIP je Einwohner zwei wesentliche
Vorteile. Erstens berücksichtigt es Pendelbewegungen
von Arbeitskräften, da die Erwerbstätigen am Arbeitsort
erfasst werden. Zweitens ist es mit diesem Maß möglich,
grobe Unterschiede in der Wirtschaftsstruktur (arbeits-
vs. kapitalintensive Produktion) einzelner Bundesländer
abzubilden. Als weitere Kenngröße werden die Brutto -
löhne und -ge hälter (BLG) je Arbeitnehmer im Inland dis-
kutiert. Dabei handelt es sich um die durchschnittliche
Summe an Löhnen und Gehältern inkl. Sachleistungen,
vor Abzug der Lohnsteuer und der Arbeitnehmerbeiträge
zu den Sozialversicherungen, welche in einem Jahr im
Durchschnitt einem im Inland beschäftigten Arbeitneh-
mer zugeflossen ist. Der Unterschied zwischen Erwerbs -
tätigen und Arbeitnehmern besteht darin, dass in der
ers ten Gruppe auch die Selbstständigen enthalten sind.
Der Angleichungsgrad gemessen an den BLG je Arbeit-
nehmer spielt in der öffentlichen Debatte eine besondere
Rolle. Schließlich gibt dieses Maß unmittelbar Auskunft
über den durchschnittlichen Bruttojahresverdienst eines
einzelnen Arbeitnehmers. Zudem bestimmt die Entwick-
lung der BLG je Arbeitnehmer maßgeblich die Steigerung
der Renten in Ost- und Westdeutschland. Abschließend
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werden die beiden letzten Maße (BIP je Erwerbstätigen
und BLG je Arbeitnehmer im Inland) noch um das
 Arbeitsvolumen (hier: geleistete Arbeitsstunden der Er-
werbstätigen bzw. Arbeitnehmer) korrigiert, um Revi -
sionen der Arbeitsstunden adäquat abzubilden. Zudem
 haben diese Maße den Vorteil, die gesamtwirtschaftliche
Produktivität eines Erwerbstätigen je Stunde bzw. die
durchschnittlichen Bruttostundenlöhne eines Arbeitneh-
mers vergleichbar zu machen.

Alle fünf Maße sind von der Revision im Zuge der
Umstellung der Wirtschaftszweigklassifikation betroffen.
Tabelle 1 zeigt, wie umfangreich die Revision in Relation
zu den alten Werten für die einzelnen Bundesländer im

Durchschnitt der Jahre 1991 bis 2008 ausfiel. Bei den
Größen pro Arbeitsstunde kann nur der Durchschnitt der
Jahre 2000 bis 2008 betrachtet werden, da das Arbeits-
volumen nach neuer Klassifikation erst ab dem Jahr
2000 zur Verfügung steht.

Bruttoinlandsprodukt je Einwohner

Die Revisionen des BIP je Einwohner bewegen sich in
der gleichen relativen Größenordnung wie die Korrektu-
ren beim BIP selbst. Die Änderungen für Westdeutsch-
land sind im Vergleich zu den ostdeutschen Flächen -

Bundesland / Region BIP je EW BIP je ET
BIP je h 
der ETa BLG je AN

BLG je h 
der ANa

Deutschland –0,3 –0,8 –0,6 1,3 2,0

Ostdeutsche Bundesländer (mit Berlin) –0,8 –1,4 –2,7 1,1 0,7

Berlin 4,4 3,1 5,1 2,8 3,9

Ostdeutsche Flächenländer –2,7 –3,0 –5,0 0,4 –0,4

Brandenburg –2,3 –3,1 –4,9 0,2 –0,9

Mecklenburg-Vorpommern –2,9 –3,6 –6,1 1,0 0,5

Sachsen –1,8 –2,1 –3,8 1,1 0,4

Sachsen-Anhalt –2,5 –2,6 –4,9 –0,6 –1,8

Thüringen –4,8 –4,8 –6,9 0,0 –0,5

Westdeutsche Bundesländer –0,2 –0,6 –0,2 1,3 2,3

Bremen 0,1 –1,2 –1,8 0,1 2,1

Hamburg 6,0 6,1 8,0 4,6 6,4

Westdeutsche Flächenländer –0,5 –0,9 –0,5 1,2 2,1

Baden-Württemberg 0,0 –1,3 –1,3 0,9 1,6

Bayern –3,9 –4,2 –4,5 2,9 3,5

Hessen 2,5 1,6 2,8 3,1 4,7

niedersachsen –1,0 –0,9 –0,7 –1,6 –1,3

nordrhein-Westfalen 0,7 0,8 2,0 0,9 2,3

Rheinland-Pfalz 0,8 0,1 0,5 –0,1 0,8

Saarland 1,0 1,5 2,0 1,0 1,7

Schleswig-Holstein –2,2 –3,0 –3,3 –0,2 –0,4

Anmerkungen: a) nur 2000 bis 2008; An = Arbeitnehmer, BIP = Bruttoinlandsprodukt, BLG = Bruttolöhne und -gehälter, EW = Einwoh-
ner, ET = Erwerbs tätige, h = Arbeitsstunde.

Quellen: Arbeitskreis VGR der Länder, Berechnungen des ifo Instituts.

Tabelle 1: Umfang der Revision im Zuge der WZ-Umstellung, Durchschnitt der Jahre 1991 bis 2008 (in %)



23

ifo Dresden berichtet 2/2013

Aktuelle Forschungsergebnisse

ländern (Sachsen: –1,9 %; ostdeutsche Flächenländer: 
–2,8 %) vernachlässigbar gering. Der Gleichlauf der Än-
derungen von BIP und BIP je Einwohner liegt darin be-
gründet, dass die den Berechnungen des ARBEITSKREISES

VGR DER LÄnDER zugrundeliegenden Einwohnerzahlen
aus der Bevölkerungsfortschreibung des STATISTIScHEn

BUnDESAMTES stammen und deswegen bislang nicht revi-
diert worden sind.

Die Umstellung der Wirtschaftzweigklassifikation offen -
bart, dass die Angleichung zwischen den ostdeutschen
Flächenländern und Westdeutschland weniger stark vo -
rangeschritten ist, als es die Berechnung auf Basis der
WZ 2003 implizierte [vgl. EXSS et al. (2012)]. Abbildung 1
zeigt das nominale BIP je Einwohner, normiert auf West-
deutschland, für die ostdeutschen Flächenländer und
Sachsen nach neuer und alter Wirtschaftszweigklassifi-
kation für die Jahre 1991 bis 2010.

Es zeigen sich zwei wesentliche Veränderungen so-
wohl für die ostdeutschen Flächenländer insgesamt als
auch für Sachsen. Erstens hat sich die Geschwindigkeit
des Angleichungsprozesses reduziert, d. h. das jährliche
Wachstum des nominalen BIP je Einwohner ist nach der
neuen WZ 2008 seit längerem geringer als bei Abgren-
zung nach WZ 2003. Zweitens ist das niveau des An-

gleichungsprozesses nach der Revision niedriger. Für
Sachsen zeigt sich ein annähernd gleicher Verlauf der
beiden Kurven im Zeitraum 1991 bis 1999, einhergehend
mit unwesentlichen Unterschieden im niveau. Ab dem
Jahr 2000 driften die Kurven auseinander, wobei das
 nominale BIP je Einwohner nach WZ 2008 schwächer
expandiert als nach der alten Klassifikation. Für die ost -
 deutschen Flächenländer zeigt Abbildung 1, dass die bei -
den Kurven bereits Mitte der 1990er Jahre ausein ander
laufen und die Schere zwischen den Abgrenzungen bis
an den aktuellen Rand stetig größer wird. Letztendlich 
ist der Angleichungsprozess bislang deutlich überschätzt
worden. Im Jahr 2008 lag das niveau des BIP  je Einwoh-
ner in Sachsen nach alter Klassifikation bei 70,2 % des
Westniveaus. nach neuer Abgrenzung ergibt sich ledig-
lich eine Angleichung von 67,9 %. Für die ostdeutschen
Flächenländer bewirkte die Revision eine Absenkung des
niveaus von 68,5 % auf 65,6 % des westdeutschen
Durchschnitts. Im Vergleich zu den anderen ostdeut-
schen Flächenländern weist Sachsen trotz der Revision
der gesamtwirtschaftlichen Größen weiterhin den höchs -
ten Angleichungsstand auf.

Am aktuellen Rand (2012) beträgt das BIP je Einwoh-
ner nach neuer WZ-Klassifikation in Sachsen 23.400 €,

Quellen: Arbeitskreis VGR der Länder, Berechnungen des ifo Instituts.

Abbildung 1: Bruttoinlandsprodukt je Einwohner für die ostdeutschen Flächenländer und Sachsen nach
WZ 2003 und WZ 2008, 1991 bis 2010 (Westdeutschland = 100)
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in den ostdeutschen Flächenländern etwa 23.000 € und
in Westdeutschland mehr als 34.000 €. Dies entspricht 
einem Angleichungsniveau im Jahr 2012 von 68,3 % in
Sachsen und 67,1% für die ostdeutschen Flächen länder.

Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen

Die Revisionen beim BIP je Erwerbstätigen fallen noch -
mals deutlicher aus als beim BIP je Einwohner, da auch
die Zahl der Erwerbstätigen an die neue WZ 2008 an -
gepasst wurde. Selbst für die westdeutschen Bundes -
länder zeigt sich eine Korrektur nach unten. Jedoch fiel
die mittlere Änderung auch hier für Sachsen (–2,2 %) und
die Gesamtheit der ostdeutschen Flächenländer (–3,2 %)
wesentlich stärker aus als für Westdeutschland (–0,6 %).
Dabei wirken zwei Faktoren zusammen. Zum einen 
wurde, wie oben bereits dargestellt, das BIP für die ost-
deutschen Flächenländer und Sachsen relativ stärker
gesenkt als für Westdeutschland insgesamt. Zum an -
deren wurden die Erwerbstätigenzahlen für alle drei
 Regionen nahezu ausnahmslos nach oben korrigiert. Im
Mittel wurde die Zahl der Erwerbstätigen für Sachsen um
knapp 6.000 Personen, für die ostdeutschen Flächen-

länder um 22.000 und für Westdeutschland um 128.000
pro Jahr angehoben. nach der neuen Berechnung wer-
den für das Jahr 2010 für Sachsen 2 Mill., für die ost-
deutschen Flächenländer 5,8 Mill. und für Westdeutsch-
land 33,1 Mill. Erwerbstätige ausgewiesen.

Infolge der Revision ist somit das Angleichungsni-
veau zwischen Ost und West gemessen an der gesamt-
wirtschaftlichen Produktivität nach unten korrigiert wor-
den (vgl. Abb. 2).

Im Zeitablauf zeigt sich ein ähnliches Bild wie beim
BIP je Einwohner. Während die Kurven für Sachsen erst
mit Beginn der 2000er Jahre auseinander laufen, sind ni-
veauunterschiede in Ostdeutschland bereits Mitte der
1990er Jahre erkennbar. Auffällig ist, dass die Un ter -
schiede zwischen Sachsen und den ostdeutschen Flä -
chenländern nach der Umstellung der Wirtschaftszweige
deutlich geringer ausfallen als bisher gedacht; die beiden
gestrichelten Kurven liegen näher beieinander als die
durchgezogenen Linien. Offensichtlich schlagen sich d ie
bisher diskutierten wirtschaftsstrukturellen Unterschie de
der ostdeutschen Bundesländer (z. B. kapitalintensivere
Produktion in Sachsen-Anhalt und Brandenburg) nicht
so gravierend nieder wie bisher vermutet. Im Jahr 2008
lag die gesamtwirtschaftliche Produktivität in Sachsen

Quellen: Arbeitskreis VGR der Länder, Berechnungen des ifo Instituts.

Abbildung 2: Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen für die ostdeutschen Flächenländer und Sachsen 
nach WZ 2003 und WZ 2008, 1991 bis 2010 (Westdeutschland = 100)
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nach WZ 2003 bei 75,  7 % des Westniveaus. nach neuer
Abgrenzung wurde ein niveau von 73,5 % erreicht. Für
die ostdeutschen Flächenländer ergibt sich nach der
 Revision ein Angleichungsstand von 74,4 % im Jahr
2008. Laut alter Klassifikation lag die Produktivität bei
77,7 % des westdeutschen Durchschnitts.

Am aktuellen Rand (2012) beläuft sich das BIP in
 jeweiligen Preisen je Erwerbstätigen für Sachsen auf gut
49.000 €, für die ostdeutschen Flächenländer auf an -
nähernd 50.500 € und für die westdeutschen Bundes-
länder auf mehr als 66.000 €. Beim BIP je Erwerbstäti-
gen wird demnach im Jahr 2012 ein Angleichungsstand
in Sachsen von 74,1% und in den ostdeutschen Flä -
chenländern von 76,4 % gegenüber dem westdeutschen
Durchschnitt erreicht.

Bruttoinlandsprodukt je Arbeitsstunde der 
Erwerbstätigen

Für das Bruttoinlandsprodukt je Arbeitsstunde der Er-
werbstätigen liegen Ergebnisse nach neuer WZ erst ab
dem Jahr 2000 vor. Entsprechend kann die Revision nur
für den Zeitraum 2000 bis 2008 untersucht werden. Es

lässt sich konstatieren, dass das Arbeitsvolumen der
 Erwerbstätigen in diesen Jahren in allen ostdeutschen
Flächenländern höher lag als bislang angenommen. Die
Ergebnisse wurden um durchschnittlich 1,2 % pro Jahr
nach oben korrigiert (Sachsen: 0,9 %). Zusammen mit
der bereits zuvor erwähnten Korrektur der BIP-Werte
nach unten ergeben sich somit erhebliche Revisionen
beim BIP je Arbeitsstunde der Erwerbstätigen. Die Er-
gebnisse für Sachsen wurden im Mittel aller Jahre um
3,8 % gesenkt, für die ostdeutschen Flächenländer so-
gar um 5,0 %. Dagegen fielen die Korrekturen für West-
deutschland sowohl beim Arbeitsvolumen der Erwerbs -
tätigen (durchschnittlich –0,1% pro Jahr) als auch beim
BIP je Arbeitsstunde der Erwerbstätigen (–0,2 %) ver-
nachlässigbar gering aus. Die Revision des BIP je Arbeits-
stunde der Erwerbstätigen führte somit zu einer deut -
lichen Reduktion des Angleichungsniveaus der Stun den-
produktivität zwischen ostdeutschen Flächenländern und
Westdeutschland (vgl. Abb. 3).

neben dem reinen niveauunterschied zeigt sich aber
auch eine erhebliche Veränderung der Verlaufsbilder.
Während nach alter WZ-Klassifikation für die Jahre 2000
bis 2009 trendmäßig eine fortlaufende Angleichung zu
beobachten ist, verläuft die Stundenproduktivität nach

Abbildung 3: Bruttoinlandsprodukt je Arbeitsstunde der Erwerbstätigen für die ostdeutschen
 Flächenländer und Sachsen nach WZ 2003 und WZ 2008, 2000 bis 2010 (Westdeutschland = 100)
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WZ 2008 seit dem Jahr 2002 in einer Seitwärtsbewe-
gung zu Westdeutschland. Demnach muss konstatiert
werden, dass seit dem Jahr 2002 keine Angleichung an
den westdeutschen Durchschnitt mehr stattgefunden hat.
Zudem sind die Unterschiede zwischen den ostdeut-
schen Flächenländern insgesamt und Sachsen nach
neuer Klassifikation verschwunden. Dieses Ergebnis
deckt sich mit den Erkenntnissen zum BIP je Erwerbs -
tätigen, wonach sich die wirtschaftsstrukturellen Unter-
schiede innerhalb der ostdeutschen Flächenländer mit
Blick auf die gesamtwirtschaftliche Produktivität kaum
niederschlagen. Aufgrund der neuen Klassifikation er -
geben sich daher die folgenden Unterschiede im An -
gleichungsniveau im Jahr 2008: Sachsen lag nach alter
Klassifikation bei einer Stundenproduktivität, die 73,1 %
des westdeutschen Durchschnitts entsprach. nach WZ
2008 liegt das Angleichungsniveau von Sachsen nun-
mehr bei 68,8 %. Die ostdeutschen Flächenländer er -
reichen im Jahr 2008 nach neuer WZ-Klassifikation einen
Angleichungsstand von 69,3 % im Vergleich zu 74,6 %
vor der Revision.

Am aktuellen Rand (2012) beläuft sich das durch-
schnittliche BIP je Erwerbstätigen-Stunde in Sachsen auf
33,12 €, für die ostdeutschen Flächenländer auf 33,87€

und in Westdeutschland auf 47,92 €. Dies entspricht
 einem Angleichungsstand von 69,1% in Sachsen und von
70,7 % für die ostdeutschen Flächenländer.

Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer im Inland

Anders als das BIP je Einwohner und das BIP je Erwerbs -
tätigen wurden die Bruttolöhne und -gehälter je Arbeit-
nehmer fast durchweg nach oben korrigiert. Der Umfang
der Revisionen beträgt im Mittel 1,0 % für Sachsen, 0,4 %
für die ostdeutschen Flächenländer und 1,3 % für West-
deutschland. Diese vergleichsweise geringe Revision führt
dazu, dass sich weder der Verlauf noch das Konver-
genzniveau gemessen an den BLG je Arbeitnehmer we-
sentlich verändert haben. Dies wird auch in Abbildung 4
deutlich.

In Sachsen verlaufen die BLG je Arbeitnehmer nach
neuer und alter Klassifikation bis 2004 deckungsgleich.
Selbst in den Jahren danach zeigt sich nur ein geringer
Unterschied. Für die ostdeutschen Flächenländer hin -
gegen stellen sich bereits kleine niveaueffekte seit An-
fang der 1990er Jahre ein, die sich bis ans Ende des hier
 zugrunde gelegten Betrachtungszeitraumes wiederfin-

Quellen: Arbeitskreis VGR der Länder, Berechnungen des ifo Instituts.

Abbildung 4: Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitnehmer (Inland) für die ostdeutschen Flächenländer und
Sachsen nach WZ 2003 und WZ 2008, 1991 bis 2010 (Westdeutschland = 100)
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den. Im Jahr 2008 wurde in Sachsen nach WZ 2003 
ein  niveau von 79,1% des westdeutschen Durchschnit-
tes erreicht. nach der Revision betrug die Angleichung
78,1%. Die ostdeutschen Flächenländer weisen nach
WZ 2008 ein niveau auf, welches 77,2 % des westdeut-
schen Durchschnittes entspricht (WZ 2003: 78,3 %). Im
innerostdeutschen Vergleich ist Sachsen damit nach
Brandenburg weiterhin das ostdeutsche Flächenland mit
dem zweithöchsten Angleichungsgrad gemessen an den
BLG je Arbeitnehmer.

Für 2012 ergeben sich folgende Werte: 24.900 €
(Sachsen), 24.600 € (ostdeutsche Flächenländer) und
31.300 € (Westdeutschland). Dies entspricht einem An-
gleichungsniveau gegenüber Westdeutschland von 79,4 %
für Sachsen und von 78,7 % für die ostdeutschen Flä -
chenländer.

Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitsstunde der 
Arbeitnehmer im Inland

Mangels längerer Reihen lassen sich die Revisionen der
Bruttolöhne und -ge hälter je Arbeitsstunde der Arbeit-
nehmer nur für den Zeitraum 2000 bis 2008 bewerten.

Hier zeigt sich sowohl zwischen den Bundesländern als
auch über die Zeit ein sehr differenziertes Bild. Auffäl lig
ist, dass in allen ostdeutschen Flächenländern ab Mitte
des Jahrzehnts Korrekturen nach unten notwendig wa-
ren, während die westdeutschen Bundesländer mit Aus-
nahme von niedersachsen und Schleswig-Holstein durch -
weg Revisionen nach oben erfahren haben. Die Mehrheit
der westdeutschen Länder hat dabei von einer nachträg-
lichen Anhebung der Bruttolohn- und -gehaltssumme
bei gleichzeitiger Absenkung des Arbeitsvolumens profi-
tiert. Entsprechend deutlich fällt die Revision der Ergeb-
nisse für Westdeutschland aus. Die Bruttolöhne und 
-gehälter je Arbeitsstunde der Arbeitnehmer wurden im
Durchschnitt um 2,3 % pro Jahr angehoben. Die Werte
für Sachsen wurden im Mittel um 0,4 % angehoben,
wäh rend sie für die ostdeutschen Flächenländer um jähr-
lich 0,4 % gesenkt wurden. Im Gegensatz zu den Brut-
tolöhnen und -gehältern je Arbeitnehmer zeigt sich daher
eine erhebliche Korrektur im Angleichungsniveau und
im Verlaufsbild der Bruttostundenlöhne (vgl. Abb. 5).
Für den Freistaat Sachsen verlaufen die Kurven nach
neuer und alter Klassifikation in den Jahren 2000 bis
2002 deckungsgleich. In den Folgejahren driften die bei-
den Linien für Sachsen auseinander. Diese Entwicklung
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Quellen: Arbeitskreis VGR der Länder, Berechnungen des ifo Instituts.

Abbildung 5: Bruttolöhne und -gehälter je Arbeitsstunde der Arbeitnehmer (Inland) für die ostdeutschen
Flächenländer und Sachsen nach WZ 2003 und WZ 2008, 2000 bis 2010 (Westdeutschland = 100)
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gilt in ähnlicher Form auch für die anderen ostdeutschen
Flächenländer, wobei bereits Unterschiede in den Jahren
2000 bis 2002 zu erkennen sind. Bemerkenswert ist zu-
dem, dass es nach neuer Klassifikation sogar einen
Rückgang im Angleichungsniveau in den Jahren 2003
und 2004 gibt, welcher nach WZ 2003 nicht zu beob-
achten war. Sachsen weist zwar weiterhin, sowohl im
Verlauf als auch im niveau, höhere Bruttostundenlöhne
auf als der Durchschnitt der ostdeutschen Flächenländer.
Die Umstellung auf die neue WZ-Klassifikation führte je-
doch dazu, dass das  Angleichungsniveau Sachsens im
Jahr 2008 anstatt bei 75,8 % (WZ 2003) nunmehr bei
72,4 % (WZ 2008) des westdeutschen Durchschnitts
liegt. Für die ostdeutschen Bundesländer führte die Revi-
sion zu einer Reduktion des niveaus von 74,6 % auf 
71,0 % im Jahr 2008.

nach den neuesten Ergebnissen lag der Bruttostun-
denlohn auf gesamtwirtschaftlicher Ebene im Jahr 2012
in Sachsen bei 17,75 €, in den ostdeutschen Flächen län -
dern bei 17,42 € und in Westdeutschland bei 24,12€.
Dies impliziert einen Angleichungsstand in Sachsen von
73,6 % und in den ostdeutschen Flächenländern von
72,2 %.

Fazit

Die Umstellung der Wirtschaftszweigklassifikation von
der Ausgabe 2003 auf die Ausgabe 2008 hat zu um-
fangreichen Revisionen der volkswirtschaftlichen Kenn-
größen geführt. In diesem Zusammenhang muss auch
der Angleichungsprozess zwischen Ost- und West-
deutschland einer neuen Bewertung unterzogen wer-
den. Es zeigt sich, dass das Konvergenzniveau der ost-
deutschen Flä chenländer gegenüber Westdeutschland
gemessen am BIP je Einwohner oder am BIP je Erwerb-
stätigen etwa drei Prozentpunkte niedriger liegt als bis-
lang angenommen. Für Sachsen beläuft sich die Größe-
nordnung auf etwa 2,5 Prozentpunkte. Gleichzeitig
scheint sich der Angleichungsprozess schon eher und
noch stärker verlangsamt zu haben als bislang bekannt
war. Damit ist eine vollständige Angleichung der ostdeut-
schen Flächen länder an den westdeutschen Durch-
schnitt noch zweifelhafter, als es unter der alten WZ-
Klassifikation der Fall war. Dies wirft zugleich die Frage
auf, ob der west deutsche Durchschnitt überhaupt einen
adäquaten Vergleichsmaßstab zur Messung der Konver-
genz darstellt, wie bereits RAGnITZ (2013) betont. Immer-
hin besteht sowohl innerhalb der westdeutschen als
auch innerhalb der ostdeutschen Länder eine deutliche
Heterogenität hinsichtlich des Branchenmixes, der Be-
triebsgrößen, der Exportorientierung und anderer wirt-
schaftsstruktureller Merkmale, die sich wiederum auch in

Unterschieden in den verschiedenen Konvergenzindika-
toren niederschlagen. Das bisher angelegte Konver-
genzkriterium verlangt, dass eine Region mit eher klein-
teilig geprägter Wirtschaftsstruktur die Produktivität einer
Region mit Unter nehmenszentralen erreichen soll. Die-
ses Ziel erscheint aufgrund der historisch beobachtbaren
Entwicklung uto pisch. Realistisch erscheint allein eine
Konvergenz der gesamtwirtschaftlichen Produktivität
zwischen Bundesländern mit ähnlicher Wirtschafts-
struktur, was impliziert, dass sich die ostdeutschen Län-
der eher an den strukturschwächeren westdeutschen
Ländern zu orientieren hätten.
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Die bisherigen Daten scheinen also auf eine lediglich
 begrenzte Konvergenz der Durchschnittseinkommen an-
statt auf eine Angleichung in absehbarer Zeit hinzu -
deuten [UHLIG (2006)]. Dies wäre in der Tat bemerkens-
wert, insbesondere wenn man bedenkt, dass das reale
Durchschnittseinkommen in jener Region, die heute die
ost deut schen Bundesländer umfasst, das Durch schnitts   -
einkommen jener Region, die heute die westdeutschen
Bundesländer umfasst, vor dem Zweiten Weltkrieg um
 etwa 20 % überstieg [BOLTHO et al. (1997)].

Im Folgenden werden wir drei Hypothesen diskutie-
ren, mittels derer sich die bisher verfügbaren Daten inter-
pretieren lassen. (I) Langsame, aber langfristig doch voll-
ständige Konvergenz; (II) begrenzte Konvergenz infolge
von dauerhaften Bildungsunterschieden; (III) begrenzte
Konvergenz infolge von multiplen, langfristigen Gleich -
gewichten.

2. Langsame, aber vollständige Konvergenz

Harvard-Wachstumsökonom Robert Barro hatte im Jahr
1991 in einem vielbeachteten Artikel im WALL STREET

JOURnAL eine vollständige Angleichung des ostdeutschen
Durchschnittseinkommens an das westdeutsche niveau
vorhergesagt. Allerdings hat er auch betont, dass dieser
Prozess Jahrzehnte in Anspruch nehmen werde. Er
schrieb damals, dass es etwa 15 Jahre dauern werde bis
50 % der Einkommenslücke zwischen Ost- und West-
deutschland abgebaut sein werden. nach etwa 70 Jah-
ren sollte 75 % dieser Lücke verschwunden sein. Diese
Einschätzung basierte auf empirischen Ergebnissen für
die Geschwindigkeit, mit der regionale Einkommens -
unterschiede in den USA und Europa sich in der Vergan-
genheit reduziert haben. Die Ergebnisse sind auch mit
numerischer Auswertung von neoklassischen Wachstums -
modellen vereinbar. Gemäß diesen Modellen müsste auf -

1. Einleitung

Die Geschichte hat uns mit der deutschen Einheit ein
gigan tisches, natürliches Experiment beschert, das nicht
nur politisch, sondern auch wissenschaftlich ein Geschenk
ist. Infolge des Zweiten Weltkrieges wurde das ehe -
malige Deutsche Reich zweigeteilt. Die Trennungs linie
zwischen beiden deutschen Staaten, die ehemalige inner -
deutsche Grenze, war das Ergebnis des Kriegsverlaufs
und der Verhandlungen zwischen den Siegermächten
sowie weitgehend unabhängig von ökonomischen Merk-
malen wie Bildungsniveau, Arbeitsproduktivität oder Durch -
schnittseinkommen. Mit dem Beitritt der DDR zur BRD
im Jahre 1990 war Ostdeutschland zwei makroökonomi-
schen Schocks ausgesetzt. Zum einen einem institutio-
nellen Schock: Mit dem Einigungsvertrag vom 31. August
1991 hat Ostdeutschland das Gesetzes- und Regelwerk
der Bundesrepublik Deutschland übernommen. Zum
 anderen erlebte Ostdeutschland einen Integrations-
schock: Spätestens mit dem Einigungsvertrag herrschte
Arbeitnehmerfreizügigkeit und uneingeschränkte Kapital-
mobilität.

Von Anfang an stand politisch und ökonomisch die
Frage im Vordergrund, ob sich im Zeitablauf der anfänglich
geringere Lebensstandard, gemessen am realen Durch -
schnittseinkommen, in Ostdeutschland dem höheren,
westdeutschen niveau angleichen wird.

Ein Blick auf die Daten zeichnet folgendes Bild. Das
ostdeutsche im Verhältnis zum westdeutschen (realen)
Durchschnittseinkommen lag 1991 gerade einmal bei
39 %. Fünf Jahre später, also im Jahr 1996, erreichte
 diese Relation bereits 63 %. Diese Zahlen dokumentieren
 einen anfänglich beeindruckenden, wirtschaftlichen Auf-
holprozess. Anschließend hat sich die Geschwindigkeit
dieses Aufholprozesses jedoch deutlich reduziert. Im Jahr
2010 erreichte die Ost-West-Einkommensrelation dann
gerade einmal 69 %. Die Zahlen für das Real einkommen
pro Beschäftigten liegen durchweg etwas höher, worin
die in Ostdeutschland höhere Arbeitslosenquote zum
Ausdruck kommt. Es sollte auch beachtet werden, dass
jüngste Datenrevisionen für die Jahre 1997 bis 2011 ein
deutlich geringeres Verhältnis, also eine langsamere An-
gleichung zwischen Ost und West, ausweisen [LUDWIG et
al. (2012) sowie KLOß und LEHMAnn (2013)].

Konvergieren die Einkommen zwischen Ost- 
und Westdeutschland? Das deutsch-deutsche 
Experiment aus wachstumsökonomischer Sicht
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grund einer vergleichsweise geringeren Kapitalausstat tung
pro Beschäftigten die Ertragsrate von Investitionen in 
Ostdeutschland bei ansonsten ähnlichen ökonomischen
Bedingungen vergleichsweise hoch sein. Infolgedessen
 wür de temporär der Kapitalbestand in Ostdeutsch land
schneller aufgebaut und somit die Produktion schneller
wachsen. Allerdings wird hierbei von Aspekten abstrahiert,
die in der Realität die Geschwindigkeit, mit der sich die
 Kapitalbestände pro Beschäftigen angleichen, maßgeblich
beeinflussen. So führen internationale Kapital mobilität, Ost-
West-Migration und die Finanzierung von Infrastruktur -
inves titionen zu schnellerer Angleichung, wäh rend Zusatz-
kosten etwa durch Betriebsstörungen und Lieferengpässe
bei schnellem Kapitalaufbau (Kapitalstockanpassungs -
kosten) die sog. Konvergenzgeschwindigkeit reduzieren.

Wenn man an obige empirie- und theoriebasierte
 Abschätzung glaubt, dann müsste man Ostdeutschland
einfach noch bedeutend mehr Zeit geben bis eine voll-
ständige Angleichung der Lebensverhältnisse erwartet
werden kann. Allerdings ist diese Sichtweise angesichts
der massiven fiskalischen West-Ost-Transfers, insbeson-
dere der Infrastrukturmaßnahmen, die zur Konvergenz -
beschleunigung hätten beitragen sollen [FUnKE und STRU -
LIK (2000)], eher zweifelhaft.

3. Dauerhafte Humankapitalunterschiede

Empirische Arbeiten zum Bildungsniveau deuten auf  einen
um 15 % geringeren Humankapitalbestand in Ostdeutsch -
land im Vergleich mit Westdeutschland hin, auch wenn
diese Lücke im Zeitablauf leicht fallend scheint [IRREK

(2010)]. Zwar gibt es keine Anhaltspunkte dafür, dass
das Bildungssystem in der ehemaligen DDR per se
schlechter war als das der alten BRD. Aus zwei Gründen
aber mag in den frühen 1990er Jahren das durchschnitt-
liche Bildungsniveau in Ostdeutschland vergleichsweise
gering ausgefallen sein. Zum einen gibt es zahlreiche
Anekdoten, die belegen, dass sowohl Milieuherkunft als
auch politische Überzeugung für den Zugang zum Hoch-
schulsystem in der ehemaligen DDR entscheidend waren.
Vielen begabten, jungen Menschen wurde der Zugang
verwehrt, weil sie systemkritische Positionen bezogen
haben. Wie stark sich diese ineffiziente Allokation der
 Talente auf die verfügbaren Studienplätze ausgewirkt
hat, ist heute noch nicht klar und sollte erforscht werden.
Zum anderen gibt es Hinweise darauf, dass insbeson -
dere gut ausgebildete, junge Menschen von Ost nach
West gewandert sind [HUnT (2006); FUcHS-ScHÜnDELn

und ScHÜnDELn (2009)].
Die daraus resultierenden Unterschiede im durch-

schnittlichen Bildungsniveau könnten im Zeitablauf fort-
bestehen und dauerhafte Einkommensunterschiede zwi-

schen Ost und West begründen. Es gibt starke, empiri-
sche Hinweise darauf, dass eine gute Bildung der Eltern
sich positiv auf den Bildungserfolg der Kinder auswirkt
[BLAcK et al. (2005)]. Somit könnten sich anfängliche
 Humankapitaldifferenzen zwischen Regionen verfestigen.
Inwieweit kann eine Lücke im durchschnittlichen Bil-
dungsniveau von etwa 15 % die Lücke der realen Durch-
schnittseinkommen von etwa 30 % erklären? Wenn das
ökonomische System einen Verstärker aufweist, sodass
Humankapitalunterschiede sich in größere Einkommens -
unterschiede übersetzen, ist dies ohne Weiteres mög-
lich. Dieser Verstärkungsmechanismus liegt in sog. posi-
tiven Humankapitalexternalitäten begründet. Damit ist
schlicht gemeint, dass gebildete Menschen umso pro-
duktiver sind, je höher der durchschnittliche Bildungs-
stand in ihrer sozialen Umgebung und in ihrem Arbeits -
umfeld ist [cIccOnE und PERI (2006)]. Eine ineffiziente
Allokation der Talente in einem totalitären System gemein -
sam mit Ost-West-Migration der qualifiziertesten  Arbeits -
kräfte in den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung
mag also einen geringeren durchschnittlichen Human -
kapitalbestand in Ostdeutschland begründen. Die ser ver -
fes tigt sich infolge von unterschiedlicher Prägung durch
das elterliche und soziale Umfeld und bewirkt somit eine
subs tanzielle Lücke in den Durchschnittseinkommen.

4. Multiple, langfristige Gleichgewichte

Die bisherigen Erklärungen gelten in einer Welt, die durch
eindeutige, langfristige Gleichgewichte gekennzeichnet
ist. Die Funktionsweise des ökonomischen Systems ver-
ändert sich allerdings radikal, wenn je nach Erwartung
über zukünftige Entwicklungen unterschiedliche,
langfris tige Gleichgewichte möglich sind. Möglich wird
dies beispielsweise durch Lerneffekte sowie Erfah-
rungs- und Wissensaustausch zwischen produzieren-
den Einheiten [ScHMITT-GROHé (1997); GRAHAM und TEM-
PLE (2006)]. In dieser Welt existieren positive
Selbstverstärkungsmecha nismen, die für die Funktions-
weise des ökonomischen Systems entscheidend sind,
etwa durch Migration von Arbeitskräften zwischen Re-
gionen oder Kapitalmobilität. Wenn beispielsweise die
Produktivität von hoch qualifizierten Arbeitnehmern posi-
tiv vom Einsatz weiterer hoch qualifizierter Arbeitnehmer
abhängt, steigert der Zuzug von hoch qualifizierten Ar-
beitnehmern deren Lohn, was wiederum die Anreize für
den Zuzug von weiteren hoch qualifizierten Arbeitneh-
mern erhöht. Solche positiven Rück kopplungseffekte be-
wirken, dass sich entweder viele hoch qualifizierte Ar-
beitnehmer oder wenige hoch qualifizierte Arbeitnehmer
in einer Region ansiedeln. Insofern resultieren multiple
Gleichgewichte, von denen typischer weise eines als gut
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(hohes Durchschnittseinkommen) und das andere als
schlecht (geringes Durchschnittseinkommen) angesehen
werden kann.

In einer solchen Welt besteht die Möglichkeit von sich
selbst erfüllenden Prognosen, sodass rein erwartungs-
getrieben eine positive (oder negative) ökonomische Ent-
wicklung in Gang gesetzt werden kann [GROSSMAnn et 
al. (2012)]. Allerdings muss berücksichtigt werden, dass
eine optimistische Einschätzung der Zukunft durch ent-
sprechend günstige fundamentale Faktoren, wie bei-
spielsweise eine hohe Arbeitsproduktivität infolge einer
reichlichen Kapitalausstattung und eines hohen tech -
nologischen Wissensstandes, gerechtfertigt sein muss
[ScHÄFER und STEGER (2011)]. Zudem können temporäre
Schocks dauerhafte Wirkungen entfalten. Ein über vier
Jahrzehnte fortdauerndes sozialistisches Wirtschaftssys -
tem kann als lang anhaltender, aber dennoch temporärer
Schock betrachtet werden. Die wirtschaftliche Entwick-
lung in Ostdeutschland wurde über vielfältige Mechanis-
men gehemmt. Die Kapitalproduktivität wurde, verglichen
mit dem weitgehend marktwirtschaftlichen System der
BRD, gesenkt, was zu geringeren Spar- und Investitions-
anreizen und somit geringerer Kapitalakkumulation ge-
führt hat. Die Innovationsanreize wurden zudem massiv
reduziert, sodass sich der technologische Fortschritt ver-
langsamt hat. Eine verfallende öffentliche Infrastruktur
hat wiederum die Arbeits- und die Kapitalproduktivität
gesenkt. In einer durch eindeutige Gleichgewichte cha-
rakterisierten Welt verschwinden die beschriebenen,
 negativen Wirkungen von temporären Schocks im Zeit-
verlauf. Weicht man jedoch davon ab, können die unter-
schiedlichen Startbedingungen zwischen Ost- und West -
deutschland zum Zeitpunkt der deutschen Einigung
infolge der jüngeren Geschichte ganz unterschiedliche
Entwicklungen anstoßen. Der Teil mit den günstigen
Startbedingungen (hohe Kapitalausstattung, hoher tech-
nologischer Wissensstand) bewegt sich zum „guten“
Gleichgewicht, während der Teil mit den schlechten
Startbedingungen zum „schlechten“ Gleichgewicht kon-
vergiert.

Diese Sicht der Dinge ist vereinbar mit begrenzter
Konvergenz der Durchschnittseinkommen zwischen Ost-
und Westdeutschland. Hierzu passt ebenfalls der empi -
rische Befund, wonach die gesamtdeutsche, regionale
Einkommensverteilung sich von einer eingipfeligen zu  einer
zweigipfeligen Einkommensverteilung entwickelt [VOLL -
MER et al. (2011)]. Sie ist auch vereinbar mit dem Befund
einer zunehmend ungleichen, räumlichen Verteilung wirt-
schaftlicher Aktivität innerhalb von Ostdeutschland [FRÖH -
LIcH und LIEBMAnn (2009)]. Einige mitteldeutsche Regio-
nen, insbesondere in Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen, verfügen über industrielle Traditionen, die
neuerliche Industrieansiedlungen begünstigen. Industri-

elle Traditionen steigern die Produktivität von Arbeit und
Kapital und begründen somit eine vergleichsweise opti-
mistische Einschätzung der zukünftigen wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit. Dieser Optimismus zieht günstige In-
vestitionsentscheidungen und Zuzüge von hoch qualifi-
zierten Arbeitnehmern, beziehungsweise verminderte Ab -
wanderungen, nach sich. Ebenso beobachten wir eine
vergleichsweise günstige Entwicklung einiger ostdeut-
scher Städte wie Dresden, Erfurt, Jena und Leipzig.

5. Schlussbetrachtung

Anstelle eines Ost-West-Vergleichs könnte man natür -
lich gleichermaßen einen nord-Süd-Vergleich oder einen
Stadt-Land-Vergleich vornehmen. Der Ost-West-Ver-
gleich ist aus wissenschaftlicher Perspektive jedoch von
besonderer Bedeutung, weil uns die Geschichte mit der
deutsch-deutschen Einigung ein quasi-natürliches Ex -
periment beschert hat.

Dieses natürliche Experiment dauert an, generiert
fortwährend längere Datenreihen und kann zunehmend
wissenschaftlich ausgewertet werden. Empirische For-
scher analysieren die verfügbaren Datenreihen im Hin-
blick auf verschiedene Fragestellungen. Beispielsweise
kann das Ausmaß und die Geschwindigkeit der Anglei-
chung von politischen Einstellungen, Bildungsniveaus
oder Arbeitsproduktivität ebenso untersucht werden wie
auch die Bestimmungsfaktoren von Spar- oder Migra -
tionsentscheidungen. Theoretische Forscher identifizieren
jene ökonomischen Strukturen, die mit den empirischen
Daten vereinbar sind und können so die Dynamik von
sozialen Systemen zunehmend besser verstehen.

In diesem Beitrag haben wir uns auf die Frage kon-
zentriert, ob wir in Deutschland zukünftig vollständige
Konvergenz der realen Durchschnittseinkommen, also
eine vollständige Angleichung der wirtschaftlichen Leis -
tungsfähigkeit, erwarten dürfen oder ob wir alternativ von
begrenzter Konvergenz der realen Durchschnittseinkom-
men ausgehen müssen. Obschon wir diese Frage heute
noch nicht mit Sicherheit beantworten können, spricht
vieles für dauerhafte Ost-West-Unterschiede.

Aus der Analyse folgt, dass der Staat nur über be-
grenzte Einflussmöglichkeiten verfügt. Anders formuliert,
eine vollständige Angleichung wäre wahrscheinlich nur
zu sehr hohen gesamtwirtschaftlichen Kosten zu er -
reichen. Ein gewisses Maß an regionaler Ungleichheit
müss te somit akzeptiert werden, so wie dies auch in an-
deren Ländern der Fall ist. Der Staat kann zwar durch
geeignete Maßnahmen wie Investitionen in die öffentliche
Infrastruktur, durch Förderung privater Investitionen und
Verbesserung des Bildungssystems die Fundamental -
faktoren günstig beeinflussen. Ob dies aber ausreicht, um
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tatsächlich eine Einheitlichkeit der Lebensverhältnisse zu
garantieren, ist sehr fraglich. Die Kosten einer solchen
Strategie wären vermutlich unangemessen hoch. Statt-
dessen sollte man sich mit dem Gedanken anfreunden,
dass es in Ostdeutschland, wie im Übrigen auch in
Westdeutschland, schwach besiedelte Regionen geben
wird, die ökonomisch weitgehend inaktiv sind.
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Einleitung

Die Kommunen in Deutschland haben das Recht, alle
Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft in eigener
Verantwortung zu regeln [GG Art. 28 (2)]. Allerdings sind
die Kommunen hinsichtlich der Finanzkraft sehr hetero-
gen. Um diese Unterschiede zumindest partiell auszu-
gleichen, haben alle Flächenländer in Deutschland kom-
munale Finanzausgleichssysteme (KFA) etabliert. Diese
unterscheiden sich zwischen den einzelnen Bundes -
ländern erheblich. Dieser Artikel soll einen Überblick lie-
fern, wie die Höhe der Zuweisungen an den kommuna-
len Sektor in den einzelnen Ländern bestimmt wird und
wie diese Mittel anschließend auf die Kommunen verteilt
werden.1

Höhe der Zuweisungen vom Land an den 
kommunalen Sektor

Die Vorgabe für den KFA stellt Art. 106 (7) GG dar, welcher
vorsieht, dass den Gemeinden ein Teil der Steuereinnah-
men aus Gemeinschaftsteuern und Landessteuern zu-
fließt. Die genaue Ausgestaltung ist jedoch den Ländern
überlassen. In Deutschland haben sich zur Bestimmung
der Zuweisungen von den Ländern an die untergeordne-
ten Gebietskörperschaften drei Systeme durchgesetzt.
Im Verbundquotensystem, das in neun Ländern Anwen-
dung findet, steht den Gebietskörperschaften ein ge-
setzlich festgelegter Anteil der Landeseinnahmen zu. Die
Gemeinden partizipieren somit von der Entwicklung auf
Landesebene; die eigene steuerliche Leistungsfähigkeit
wird dabei nicht berücksichtigt.2 Die Länder Mecklen-
burg-Vorpommern und Sachsen haben sich für ein Sys -
tem mit Gleichmäßigkeitsgrundsatz entschieden. Die den
Kommunen zustehende Finanzausgleichsmasse wird da -
bei so bestimmt, dass sich die kommunalen Einnahmen
zuzüglich Finanzausgleichsmasse im selben Maße wie
die Landeseinnahmen (abzüglich der Finanzausgleichs-
masse) entwickeln. Land und Gemeinden tragen damit
die chancen und Risiken der wirtschaftlichen Entwick-
lung gemeinsam. Thüringen und Sachsen-Anhalt schließ -
lich verwenden einen Bedarfsansatz zur Bestimmung der
Höhe der Finanzausgleichsmasse. Hierbei wird den Kom -
munen eine „ausreichende“ Finanzmittelausstattung zur
Erfüllung ihrer Aufgaben zugesichert. Problematisch ist je -

doch die Bestimmung des objektiven Finanzbedarfs zur
Erfüllung dieser Aufgaben [vgl. ZIMMERMAnn (2009)].

Verteilung der Mittel auf die Kommunen

nachdem die Höhe der gesamten Finanzausgleichs -
masse ermittelt wurde, müssen die Finanzmittel auf die
einzelnen Gebietskörperschaften verteilt werden. Durch
den KFA soll den Gemeinden die Erfüllung ihrer Pflicht-
aufgaben sowie eines Mindestmaßes freiwilliger Auf -
gaben ermöglicht werden; Prioritäten können sie dabei
selbst setzen. Diese dezentrale Festlegung des Aufgaben -
umfangs wird allgemein positiv bewertet, da vor Ort die
Präferenzen der Bürger besser eingeschätzt und die
Bedarfe  genauer ermittelt werden können [OATES (1972)].
Den Ge meinden ist somit mit einem hohen Anteil nicht
zweckgebundener Zuweisungen am besten gedient, da
durch eine solche Verteilung der Mittel eine effiziente so-
wie eigenverantwortliche Aufgabenerfüllung begünstigt
wird [vgl. auch HARDT und ScHILLER (2006)].

Die Verteilung der Finanzmittel auf die Gemeinden
 erfolgt auf Basis der Einwohnerzahlen, welche ein ein -
faches Bedarfsmaß darstellen (Hauptansatz). In einem
solchen System kann jedoch nicht jeder besondere 
Bedarf angemessen ausgeglichen werden. Um beson-
dere geographische oder soziale Gegebenheiten berück -
sichtigen zu können, werden den Gemeinden deshalb 
da rüber hinaus Mittel zugewiesen. Dabei werden zwei
 Ansätze unterschieden: Zum einen wird besonderen
 Belastungen Rechnung getragen, indem die im Haupt -
ansatz ermittelten Bedarfe weiter erhöht werden (neben -
ansätze). Diese Bedarfe werden danach mit der eigenen
Steuerkraft verglichen und ein Teil der Abweichungen
ausgeglichen (steuerkraftabhängiger Ausgleich). Zum an -
deren werden steuerkraftunabhängige Zuweisungen für
bestimmte Aus gleichstatbestände vergeben. Die Unter-
scheidung, welche Tatbestände steuerkraftabhängig und
welche steuerkraftunabhängig ausgeglichen werden,
obliegt dabei den Ländern. Tabelle 1 stellt die verschie-
denen nebenansätze und steuerkraftunabhängigen Zu-
weisungen in den deutschen Flächenländern dar.

Elemente kommunaler Finanzausgleichssysteme
in Deutschland
Alexander Eck und Christian Thater*

* Alexander Eck und Christian Thater sind Doktoranden der Dresdner Nie-
derlassung des ifo Institut – Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung an
der Universität München e. V.
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Strukturschwäche (Arbeitslosigkeit) X X

Soziallastenc X X X X

Stationierungsstreitkräfte X X X X X

Bevölkerungsveränderung X X X

Schülerzahl X X X X X

Studentenzahl X

Zentralitätd X X Xj X X X X X X

Fläche X X

Kinder X

Straßenlasten X X

Grubengemeinden X

Kurorte X

S
te

ue
rk

ra
ftu

na
b

hä
ng

ig
e 

Z
uw

ei
su

ng
en

e

Zentralität X X X

Schullastenausgleich X X X X X X X

Soziallastenausgleich X X X X X X X X X

Fremdenverkehrslastenausgleich 
(inkl. Kurorte)

X X X X

Gesundheitswesenf X X X

Ausbildungskosteng X X

Kinderbetreuung X X X X

Straßenlastenausgleich X X X X X X X

Schülerbeförderung X X X X X

Bau öffentlicher Einrichtungen X X X X X X X

Jugendhilfe X X X

Personennahverkehr X X X X X X X

Kulturlastenausgleich X X X X X X

Landesausgleichsstockh X X X X X X X X X X X X X

Investitionshilfen X X X X X X X

Zuweisungen für übertragene Aufgabeni X X X X X X X X 

a) Einwohnerstaffelung: Einwohnerstärkere Kommunen bekommen höhere Bedarfe je Einwohner zugewiesen. – b) In Hessen gelten für
zentrale Orte, abweichend zur Hauptansatzstaffel, Mindestwerte für die Einwohnerwertung bei Unterschreitung bestimmter Einwohner-
zahlen. – c) Z. B. Sozialhilfe, Grundsicherung für Arbeitssuchende usw. – d) Kompensation für die Bereitstellung überörtlicher Aufgaben. –
e) Aufgrund der Vielzahl von Regelungen zu steuerkraftunabhängigen Zuweisungen sind in der Tabelle nur die wichtigsten dargestellt. –
f) Inkl. Veterinärämter. – g) Z. B. Aus- und Fortbildung kommunaler Mitarbeiter. – h) Z. B. Entschuldungshilfen, Konsolidierungshilfen. –
i) Von höheren föderalen Ebenen.

Tabelle 1: Hauptansatz, Nebenansätze und steuerkraftunabhängige Zuweisungen in den kommunalen 
Finanzausgleichssystemen

Quellen: Finanzausgleichsgesetze der Länder, Darstellung des ifo Instituts nach Lenk und Rudolph (2004).
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Die Herangehensweise der Bundesländer beim Aus-
gleich besonderer Gegebenheiten unterscheidet sich
deut lich. In niedersachsen, Brandenburg und Sachsen
werden vergleichsweise wenige Ausgleichstatbestände
gesondert berücksichtigt, wohingegen besonders Rhein -
land-Pfalz, Hessen, Bayern, Baden-Württemberg und
nordrhein-Westfalen eine Vielzahl an zusätzlichen Aus-
gleichen bereitstellen. Die Länder unterscheiden sich
auch darin, ob sie die besonderen Gegebenheiten eher
steuerkraftabhängig oder -unabhängig ausgleichen. Le-
diglich nordrhein-Westfalen und das Saarland haben
sich hier dafür entschieden, besondere Gegebenheiten
in der Mehrzahl steuerkraftabhängig über nebenansätze
auszugleichen.

Referenzen

HARDT, U. und D. ScHILLER (2006): Zur Methode der Be-
darfsbestimmung im kommunalen Finanzausgleich
Sach sens, Gutachten im Auftrag des Beirats für den
kommunalen Finanzausgleich beim Sächsischen Staats -
ministerium der Finanzen, niedersächsisches Institut
für Wirtschaftsforschung, Hannover, 2006.

LEnK, T. und H.-J. RUDOLPH (2004): Die kommunalen Fi-
nanzausgleichssysteme in der Bundesrepublik Deutsch -
land: Der Ausgleich zwischen Finanzbedarf und Fi-
nanzkraft, Arbeitspapiere des Instituts für Finanzen/
Finanzwissen schaft an der Universität Leipzig nr. 27.

OATES, W. E. (1972): Fiscal Federalism, Hartcourt, new york.
WOHLTMAnn, M. (2011): Bemessung und Ausstattung des

kommunalen Finanzausgleichs: Methodische Vorga-
ben in den Ländern, in JUnKERnHEInRIcH, M., KORIOTH,
S., LEnK, T., ScHELLER, H. und M. WOISIn (Hrsg.): Jahr-
buch für öffentliche Finanzen 2011, Berliner Wissen-
schafts-Verlag, Berlin.

ZIMMERMAnn, H. (2009): Kommunalfinanzen – Eine Ein-
führung in die finanzwissenschaftliche Analyse der
kommunalen Finanzwirtschaft, 2. Auflage, BWV Ber -
liner Wissenschafts-Verlag, Berlin.

1 Der Fokus liegt dabei auf der Finanzmittelausstattung der (kreisangehöri-
gen) Städte und Gemeinden.

2 Rheinland-Pfalz nutzt ein Verstetigungsmodell, das keine feste Verbund-
quote vorsieht. Vielmehr garantiert das Land ein stetiges Wachstum der
den Kommunen zustehenden Finanzausgleichsmasse. Aufgrund der
Ausgestaltung kann dieses Modell jedoch als Variation des Verbund -
quotenmodells bezeichnet werden [vgl. WOHLTMANN (2011)].
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Arbeitsmarktentwicklung im Vergleich 
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Abbildung 1: Arbeitslose in Sachsen (2010 bis 2013)

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit.

Quelle: Statistik der Bundesagentur für Arbeit.

Abbildung 2: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte in Sachsen (2009 bis 2012)
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Quellen: Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Berechnungen des ifo Instituts.

Tabelle 1: Arbeitsmarktentwicklung im Vergleich

Beschäftigung und Zweiter Arbeitsmarkt (in 1.000 Personen)

Sozialversicherungs -
pflichtig Beschäftigtea Offene Stellenb Beschäftigungs -

begleitende Leistungenc

Dez.
2012

Vor-
monat

Vor -
jahres-
monat

Feb.
2013

Vor-
 monat

Vor -
jahres-
monat

Feb.
2013

Vor-
 monat

Vor -
jahres-
monat

Brandenburg 766 778 765 10,3 9,3 11,6 5,5 6,0 11,0

Mecklenburg-Vorp. 520 528 520 9,4 8,5 9,2 3,9 4,2 7,6

Sachsen 1.455 1.473 1.450 17,8 16,3 18,3 12,9 14,0 22,0

Sachsen-Anhalt 751 762 760 10,5 9,7 10,6 7,0 7,7 11,6

Thüringen 754 765 755 13,4 12,6 14,2 5,5 5,9 10,3

D Ost (mit Berlin) 5.459 5.527 5.427 79,8 74,3 82,2 42,2 45,9 77,7

D West (ohne Berlin) 23.682 23.882 23.360 347,9 327,5 386,4 66,1 72,3 165,1

D gesamt 29.141 29.409 28.787 431,1 405,2 473,2 108,3 118,1 242,7

Arbeitslosigkeit

Arbeitslose 
(in 1.000 Personen)

Arbeitslosenquoted

(in %)
Langzeitarbeitslosee

(in % der Arbeitslosen)

Feb.
2013

Vor-
 monat

Vor -
jahres-
monat

Feb.
2013

Vor-
 monat

Vor -
jahres-
monat

Feb.
2013

Vor-
 monat

Vor -
jahres-
monat

Brandenburg 148 147 154 11,0 11,0 11,5 37,3 37,5 36,0

Mecklenburg-Vorp. 116 115 120 13,7 13,6 14,1 29,5 29,1 28,8

Sachsen 227 226 236 10,7 10,6 11,1 34,6 35,0 36,2

Sachsen-Anhalt 150 49 153 12,6 12,6 12,8 33,2 33,6 32,9

Thüringen 110 110 114 9,4 9,5 9,7 31,3 31,5 31,7

D Ost (mit Berlin) 968 967 1.006 11,5 11,5 11,9 33,5 33,7 33,7

D West (ohne Berlin) 2.188 2.172 2.104 6,4 6,4 6,2 33,7 34,0 34,0

D gesamt 3.156 3.138 3.110 7,4 7,4 7,4 33,7 33,9 33,9

a) Die Zahlen zur Beschäftigung werden mit zweimonatiger Verzögerung veröffentlicht. – b) Als gemeldete Stellen gelten der Bundes-
agentur für Arbeit gemeldete und zur Vermittlung freigegebene Stellen mit einer vorgesehenen Beschäftigungsdauer von mehr als 7 Ka-
lendertagen.  – c) Ab dem Heft 5/2008 von „ifo Dresden berichtet“ werden aufgrund fehlender Datenaktualisierungen der amtlichen Sta-
tistik die Werte der „Beschäftigungsbegleitenden Leistungen“ ausgewiesen. Diese umfassen die „Förderung abhängiger Beschäftigung“
sowie die „Förderung der Selbstständigkeit“. Die Werte sind nicht mit Angaben früherer Hefte zur „Direkten Förderung regulärer Beschäf-
tigung“ vergleichbar. d) In % aller zivilen Erwerbspersonen. – e) Als Langzeitarbeitslose gelten alle Personen, die am jeweiligen Stichtag
der Zählung 1 Jahr und länger bei den Arbeitsagenturen arbeitslos gemeldet waren.
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ifo Geschäftsklima Sachsen im Vergleich

Der ifo Geschäftsklimaindex für die gewerbliche Wirt-
schaft Deutschlands ist nach dem starken Anstieg im
Vor monat minimal gesunken. Auch die Klimaindikatoren
für Ostdeutschland und Sachsen haben sich im März
 verschlechtert (vgl. Abb. 1). Mit ihrer momentanen Ge -
schäfts situation sind die sächsischen Befragungsteilneh-
mer weiterhin recht zufrieden. Der Pessimismus über
den zukünftigen Geschäftsverlauf hat bei den Unterneh-
men in Sachsen jedoch wieder deutlich zugenommen.

Beschäftigungsbarometer Sachsen

Das ifo Beschäftigungsbarometer für die gewerbliche
Wirtschaft Sachsens ist im März kräftig gesunken (vgl.
Abb. 2). In allen Bereichen der sächsischen Wirtschaft
haben sich die Beschäftigungserwartungen merklich ein-
getrübt. Während die Firmen im Verarbeitenden Gewer-
be, Bauhauptgewerbe und Großhandel Sachsens ihren
Personalbestand kräftiger reduzieren wollen, gehen die
hiesigen Einzelhändler zwar weiterhin von einer Auswei-
tung ihrer Mitarbeiterzahl aus; diese fällt jedoch geringer
aus als in den Monaten zuvor.

Schwerpunkt: Entwicklung im sächsischen Handel

Im März hat sich das Geschäftsklima im sächsischen
Handel verschlechtert (vgl. Abb. 3). Maßgeblich für diese
Entwicklung sind die Einschätzungen der Großhändler
Sachsens bezüglich ihres zukünftigen Geschäftsverlaufs,
welchem sie per saldo erheblich pessimistischer ent -
gegen schauen. Zudem berichten die sächsischen Groß -
handelsfirmen von nicht mehr so guten Geschäften wie
im Februar. Die Einzelhändler Sachsens hingegen be-
richten insgesamt von einer besseren Geschäftslage und
erwarten eine ähnliche Geschäftsentwicklung wie im
 vergangenen Monat. In beiden Handelsstufen geben
die befragten sächsischen Unternehmen an, dass ihre
Umsätze gegenüber dem Vorjahresmonat per saldo
 gesunken sind. Sowohl die hiesigen Groß- als auch
Einzelhänd ler erwarten insgesamt einen nicht mehr so
kräftigen Anstieg ihrer Verkaufspreise in den kommen-
den drei Monaten.

ifo Geschäftsklimaindex für Sachsen im März
 gesunken – Sächsische Konjunktur steht dennoch
weiterhin auf stabilen Füßen 
Robert Lehmann*

* Robert Lehmann ist Doktorand an der Dresdner Niederlassung des ifo
Instituts.
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Abbildung 1: Geschäftsklimaindex 
gewerbliche Wirtschafta Deutschlands, Ostdeutschlands und Sachsens im Vergleich

Quelle: ifo Konjunkturtest.

Quelle: ifo Konjunkturtest.

Abbildung 2: ifo Beschäftigungsbarometer für die gewerbliche Wirtschafta Sachsens
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Quelle: ifo Konjunkturtest.

Abbildung 4: ifo Konjunkturuhr für das Verarbeitende Gewerbea Sachsen
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Tabelle 1: Ausgewählte Indikatoren aus dem ifo Konjunkturtest
Deutschland, Ostdeutschland und Sachsen im Vergleich

Quelle: ifo Konjunkturtest.

Region Deutschland Ostdeutschland Sachsen

Zeitpunkt
1. Quartal

2013
4. Quartal

2012
1. Quartal

2013
4. Quartal

2012
1. Quartal

2013
4. Quartal

2012

Verarbeitendes Gewerbe

Auftragsbestand (in Monatena) 2,7 2,8 2,9 2,8 3,2 2,9

Kapazitätsauslastung (in %a) 82,2 81,4 80,1 80,1 81,9 80,8

Exportgeschäft – Erwartungenb 8,9 1,0 2,6 –0,8 –1,2 –3,6

Beschäftigtenzahl – Erwartungenb –3,8 –6,6 –3,5 –7,1 –2,5 –12,3

Verkaufspreise – Erwartungenb 5,5 3,0 4,7 2,6 5,4 0,1

Bauhauptgewerbe

Auftragsbestand (in Monatena) 3,0 2,7 2,8 2,4 2,9 2,6

Kapazitätsauslastung (in %a) 71,5 71,9 72,1 72,2 72,0 71,6

Beschäftigtenzahl – Erwartungenb 2,2 0,3 7,8 1,7 4,1 0,6

Baupreise – Erwartungenb –3,3 –12,8 –8,2 –12,4 –7,1 –8,6

Großhandel

Umsatz gegenüber Vorjahrb –11,7 –1,0 –21,7 –17,3 –46,3 –42,7

Bestellpläneb –4,6 –7,3 0,6 –13,6 –15,4 –23,7

Verkaufspreise – Erwartungenb 14,0 18,8 21,6 29,5 27,3 32,5

Einzelhandel

Umsatz gegenüber Vorjahrb –5,3 1,3 –27,0 –22,0 –25,7 –12,7

Bestellpläneb –9,6 –10,5 –21,8 –27,5 –16,3 –21,7

Verkaufspreise – Erwartungenb 16,5 18,5 20,8 22,2 13,6 15,9

Anmerkung: Die Angaben basieren auf saisonbereinigten Werten (Ausnahme: Umsatz gegen Vorjahr). –   a) Durchschnitte. – b) Salden
der Prozentanteile von positiven und negativen Unternehmensmeldungen.
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Aus der ifo Werkstatt

Am 01. und 02. März 2013 fand der 3. Workshop „Ar-
beitsmarkt und Sozialpolitik“ statt, den die niederlas-
sung Dresden des IFO InSTITUTS gemeinsam mit der TEcH-
nIScHEn UnIVERSITÄT DRESDEn veranstaltete. Wie in den
vergangenen Jahren bot der zweitägige Workshop ein
Forum für aktuelle Forschungsergebnisse aus den Berei-
chen Arbeitsmarkt und Sozialpolitik und gleichzeitig eine
gute Gelegenheit zur besseren Vernetzung von nach-
wuchsforschern. Den thematischen Schwerpunkt bildeten
dieses Jahr ökonomische Analysen der sozialen Siche-
rung, der Umverteilung und von familienpolitischen Maß-
nahmen. Die akademische Leitung des Workshops hatte
wiederum Prof. Dr. Alexander Kemnitz von der TEcHnI-
ScHEn UnIVERSITÄT DRESDEn inne.

Im Rahmen der Dresdner Vorträge zur Wirtschafts-
politik spricht am 24. April 2013 Dr. Hubert Gabrisch,
Leiter der Forschungsgruppe Institutionelle Konvergenz
und nationale Entwicklungspfade in Mittelosteuropa am
InSTITUT FÜR WIRTScHAFTSFORScHUnG HALLE (IWH), zum
Thema „Die neuen EU-Länder und ihre Haltung zur
Übernahme des Euro“.
Im Zuge der globalen Finanzkrise und der Krise des Eu-
roraums unterziehen die Regierungen und Zentralbanken
der neuen EU-Länder Ostmitteleuropas, die den Euro
noch nicht übernommen haben, ihre bisherige Wäh rungs -
strategie einer genaueren Prüfung. Der Vortrag gibt zu -
nächst einen Überblick über die sich gegenwärtig verän-
dernden Einstellungen gegenüber dem Euro in diesen
Ländern. Während die bisherigen Strategien darauf
 beruhten, durch eine schnelle Erfüllung der Maastricht-
Konvergenzkriterien den Euro zu übernehmen, um in den
Genuss der langfristigen Vorteile der gemeinsamen Wäh -
rung, insbesondere eine Ausweitung des Handels, zu
kommen, rücken jetzt andere Kriterien in den Mittelpunkt.
Hier sind insbesondere die Vorteile zu nennen, die aus

 einer unabhängigen Geldpolitik und einem flexiblen Wech -
selkurs für die Abwehr von asymmetrischen Finanz-
schocks resultieren. Die Ansteckungs- und Übertra -
gungs effekte der globalen Finanzkrise haben eine neue
Bedrohung für die reale Konvergenz der Länder auf -
gedeckt, nämlich die Übertragung finanzieller Instabilität 
auf die reale Wirtschaft, insbesondere für Ökonomien, die
keine eigene Geld- und Währungspolitik mehr besitzen.
Eine flexible Geldpolitik kann diese Risiken dämpfen. Vor
diesem Hintergrund wird zugunsten einer neuen Strate-
gie der Euro-Übernahme ohne konkrete Zieldaten für die
Währungsumstellung und für eine flexiblere anti-zykli-
sche Geld- und Fiskalpolitik argumentiert. Diese Politik
sollte als „Schutzschild“ für eine Übergangszeit dienen,
in der nationale Reformprogramme die Volkswirtschaften
robust gegenüber monetär-finanzielle Schocks aus dem
globalen oder dem Euro-Finanzsystem machen. 

Als weitere Veranstaltungen der Reihe Dresdner Vor-
träge zur Wirtschaftspolitik sind für 2013 geplant:
03. 06. 2013 – Dr. Kai A. Konrad, DIREKTOR AM MAX-PLAncK-
InSTITUT FÜR STEUERREcHT UnD ÖFFEnTLIcHE FInAnZEn, Mün-
chen, vorläufiges Thema „Schuldenkrise“ (Termin vom
24. 04. 2013 auf den 03. 06. 2013 verschoben)
18. 09. 2013 – PD Dr. Hilmar Schneider, Direktor Arbeits-
marktpolitik, Forschungsinstitut zur ZUKUnFT DER ARBEIT

(IZA), Bonn, Thema noch offen
28.11. 2013 – Prof. niklas Potrafke, Bereichsleiter Öffent -
liche Finanzen, IFO InSTITUT, München, Thema noch offen

Die Vorträge sind öffentlich und finden im Seminarraum
der ifo niederlassung Dresden, in der Einsteinstraße 3,
statt. Beginn des Vortrags ist jeweils um 18:30 Uhr. 
Weiterführende Informationen zu diesen Veranstaltungen
 finden Sie auf der Homepage von ifo Dresden (www.ifo-
dresden.de) unter der Rubrik Veranstaltungen.

ifo Veranstaltungen
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Aus der ifo Werkstatt

Joachim Ragnitz, „Möglichkeiten der Ermittlung von Kos -
tenremanenzen auf Gemeindeebene“, Vortrag anlässlich
eines Workshops zum „Kommunalen Finanzausgleich in
Sachsen-Anhalt“ beim MInISTERIUM DER FInAnZEn SAcH-
SEn-AnHALT, 15. 01. 2013, Magdeburg

Joachim Ragnitz, „Wirtschaftliche Perspektiven für Sach -
sen 2013 und danach“, Vortrag anlässlich der Mitglieder-
versammlung der IHK Dresden, 30.01.2013, Dresden

Marcel Thum, „Gender Power, Fertility and Family Po-
licy“, Vortrag an der FRIEDRIcH-ALEXAnDER-UnIVERSITÄT ER-
LAnGEn-nÜRnBERG, 30. 01. 2013, nürnberg

Joachim Ragnitz, „Lösungsansätze zur Behebung eines
demographisch bedingten Fachkräftemangels“, Vortrag
anlässlich des 1. Sächsischen Datensalons (gemeinsame
Veranstaltung von STATISTIScHEM LAnDESAMT DES FREISTAA-
TES SAcHSEn UnD TEcHnIScHER UnIVERSITÄT (TU) DRESDEn),
31.01.2013, Dresden

Joachim Ragnitz, „Wirtschaftspolitische Maßnahmen zur
Stärkung der Innovationstätigkeit“, Vortrag vor der Mit-
gliederversammlung des ZEnTRALVERBAnDES DER ELEKTRO-
TEcHnIK- UnD ELEKTROnIKInDUSTRIE (ZVEI) SAcHSEn/SAcH -
SEn-AnHALT/THÜRInGEn, 22.02.2013, Erfurt 

Robert Lehmann, „How good are business survey re-
sults for predicting employment in Europe?”, Vortrag im
Rahmen des 1. cGDE-Doktorandenwork shops an der nie -
derlassung Dresden des IFO InSTITUTS, 26.02.2013, Dres -
den

Jan Kluge, „Real Wage Disparities in Germany”, Vortrag
im Rahmen des 1. cGDE-Doktorandenworkshops an der
niederlassung Dresden des IFO InSTITUTS, 27.02.2013,
Dresden

Joachim Ragnitz, „Bedarfe und Strategien der Arbeits-
kräftesicherung in Ostdeutschland“, Vortrag vor der La
Ida-Regionalkonferenz, 27.02.2013, cottbus

Joachim Ragnitz, „Stand und Perspektiven der wirtschaft -
lichen Entwicklung in Sachsen“, Vortrag vor der MITTEL-
STAnDSVEREInIGUnG DER cDU SAcHSEn, 04.03.2013, Dres-
den

Robert Lehmann, „Wachstum, Beschäftigung und De-
mographie in Dresden – Perspektiven und Herausforde-
rungen“, Vortrag auf dem clubabend der Wirtschaftsjuni-

oren Dresden, am 04.03.2013, im Restaurant Schiller-
garten, Dresden

Robert Lehmann, „Die wirtschaftliche Entwicklung in Sach -
sen seit der Wiedervereinigung – Bestandsaufnahme und
Perspektiven“, Vortrag im Rahmen der Winterakademie
2013 der EUROPÄIScHEn HUMAnISTIScHEn UnIVERSITÄT, in der
niederlassung Dresden des IFO InSTITUTS, 11.03.2013,
Dresden

Joachim Ragnitz, „Konvergenz von Wirtschaftsräumen –
Ist eine Angleichung der Lebensverhältnisse zwischen
Ost- und Westdeutschland realistisch?“, Vortrag anläss-
lich der Mitgliederversammlung des SÄcHSIScHEn STÄDTE-
UnD GEMEInDETAGS, 13.03.2013, Dresden

Joachim Ragnitz, „Funktionsweise des Länderfinanzaus-
gleichs und Stellschrauben einer Reform“, Vortrag anläss -
lich einer Tagung der Landtagsfraktionen von BÜnDnIS

90/DIE GRÜnEn aus Sachsen, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Thüringen, 19.03.2013, Berlin 

Joachim Ragnitz, „Ansatzpunkte und Anforderungen an
eine Evaluation der Modellprojekte“, Vortrag anlässlich des
ersten Workshops zur Evaluation der Modellvorhaben
„Daseinsvorsorge 2030“ des BUnDESMInISTERIUMS DES In-
nERn, 21.03.2013, Berlin

Joachim Ragnitz, „Ostdeutschland im demografischen
Wandel – Auswirkungen auf regionale Wirtschaftsstruk-
turen, öffentliche Finanzen und Daseinsvorsorge“, Vor-
trag anlässlich einer Konferenz der ROSA-LUXEMBURG-
STIFTUnG, 23.03.2013, Leipzig

Wolfgang nagl, „Better safe than sorry? The effects of
 income risk, unemployment risk and the interaction of
these risks on wages“, Vortrag auf der Jahrestagung der
ROyAL EcOnOMIc SOcIETy, 05.04.2013, in Royal Holloway
an der UnIVERSITy OF LOnDOn (GB)

Michael Kloß, „Long-term unemployment benefits and
the hazard rate – Evidence from the German Hartz IV re-
form“, Vortrag auf der Jahrestagung der ScOTTISH EcO-
nOMIc SOcIETy, 10.04.2013, Perth (Schottland)

Wolfgang nagl, „Better safe than sorry? The effects of
 income risk, unemployment risk and the interaction of
these risks on wages“, Vortrag auf der Jahrestagung der
ScOTTISH EcOnOMIc SOcIETy, 10.04.2013, Perth (Schott-
land)

ifo Vorträge
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Aus der ifo Werkstatt

Thum, Marcel (zusammen mit Ronnie Schoeb), „Ein Min-
destlohn für Deutschland“, in: Kai A. Konrad, Ronnie
Schöb, Marcel Thum, Alfons Weichenrieder (Hrsg.): 
Die Zukunft der Wohlfahrtsgesellschaft – Festschrift für
Hans-Werner Sinn, campus, Frankfurt/new york, 2013,
S. 193–213.

nach erfolgreicher Einreichung der Promotion hat Ste-
fan Arent, Doktorand an der ifo niederlassung Dresden,
zum 31.03.2013 das Team von ifo Dresden verlassen
und eine Tätigkeit bei der BUnDESnETZAGEnTUR in Bonn
angenommen. Das Team von ifo Dresden wünscht ihm
an dieser Stelle noch einmal alles Gute für seine beruf -
liche Zukunft.

ifo Veröffentlichungen
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